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Änderungsantrag 1
Cristina Guarda, Rasmus Nordqvist, Tineke Strik, Daniel Freund, Vladimir Prebilič, 
Krzysztof Śmiszek, Chloé Ridel, Jean-Marc Germain, Moritz Körner, Fabienne Keller, 
Lucia Yar

Vorschlag für eine Verordnung
Titel 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Vorschlag für eine VERORDNUNG DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND 
DES RATES zur Änderung der 
Verordnungen (EU) 2021/1058 und (EU) 
2021/1056 in Bezug auf spezifische 
Maßnahmen zur Bewältigung strategischer 
Herausforderungen im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung

Vorschlag für eine VERORDNUNG DES 
EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND 
DES RATES zur Änderung der 
Verordnungen (EU) 2021/1058, (EU) 
2021/1056 und (EU) 2021/1060 in Bezug 
auf spezifische Maßnahmen zur 
Bewältigung strategischer 
Herausforderungen im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung

Or. en

Änderungsantrag 2
Dario Tamburrano, Valentina Palmisano

Vorschlag für eine Verordnung
Bezugsvermerk 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

gestützt auf den Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf die Artikel 175, 177, 178 
und 322,

gestützt auf den Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf die Artikel 174, 175, 177, 
178 und 322,

Or. en

Änderungsantrag 3
Christian Doleschal

Vorschlag für eine Verordnung
Bezugsvermerk 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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gestützt auf den Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf die Artikel 175, 177, 178 
und 322,

gestützt auf den Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf die Artikel 174, 175, 177, 
178 und 322,

Or. en

Änderungsantrag 4
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Bezugsvermerk 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

gestützt auf die Tatsache, dass die 
militärische Mobilität ein entscheidender 
Faktor für die Sicherheit der Union ist 
und als prioritärer Bereich für 
Maßnahmen in der EU1a sowie als 
Schlüsselpriorität in der Zusammenarbeit 
zwischen der EU und der NATO1b 
identifiziert wurde, gestützt auf die 
Schätzung von 70 Mrd. EUR, die 
dringend benötigt werden, um 
sicherzustellen, dass die 
Verkehrsinfrastruktur in der gesamten 
Union für den doppelten 
Verwendungszweck geeignet ist, gestützt 
auf die Tatsache, dass im Rahmen der 
Fazilität „Connecting Europe“ zwar 
Mittel für die militärische Mobilität 
bereitgestellt wurden, diese jedoch nach 
wie vor unzureichend sind, gestützt auf 
die Notwendigkeit wesentlich höherer 
Investitionen auf EU-Ebene, um die 
Verkehrsnetze auszubauen und zu 
modernisieren, damit sie den aktuellen 
und zukünftigen Anforderungen im 
Bereich Verteidigung entsprechen,
_________________
1a Vorstellung des Weißbuchs zur Zukunft 
der europäischen Verteidigung im 
Europäischen Parlament, Plenartagung 
des Europäischen Parlaments, 11. März 
2025. 
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1b Chihaia, Mihai, Military mobility 2.0 
revisited: Lessons learnt, European Policy 
Centre, 13. November 2024, abrufbar 
unter 
https://www.epc.eu/en/Publications/Milita
ry-mobility-2.0-revisited-Lessons-learnt.

Or. en

Änderungsantrag 5
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit 
dem ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine 
grundlegende Neubewertung der 
strategischen Autonomie, Resilienz und 
Sicherheit der EU erforderlich machte. 
Diese sich gleichzeitig vollziehenden 
Veränderungen machen deutlich, dass es 
dringend notwendig ist, die 
Innovationslücke zu schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

(1) In den letzten Jahren war die 
europäische Wirtschaft von hohen 
Energiepreisen und einer anhaltenden 
Energieabhängigkeit geprägt, was die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union 
beeinträchtigt und den dringenden Bedarf 
an strukturellen Investitionen in eine 
bezahlbare Energieversorgungssicherheit 
aufgezeigt hat. Solche Investitionen sind 
für die Stärkung der strategischen 
Autonomie Europas, die Verbesserung 
seiner geopolitischen 
Widerstandsfähigkeit und die Schaffung 
einer nachhaltigen Grundlage für die 
Aufrechterhaltung hoher wirtschaftlicher, 
sozialer und ökologischer Standards 
sowie für die Verwirklichung der 
ehrgeizigen gemeinsamen Ziele der Union 
unabdingbar. In erster Linie sind 
Investitionen in grenzüberschreitende 
Stromnetze erforderlich, um die 
strukturellen Schwachstellen Europas im 
Energiebereich zu beheben. Eine stärkere 
Vernetzung der nationalen Stromnetze 
trägt zu einer effizienteren Nutzung 
erneuerbarer Energien bei, verbessert die 
Resilienz des Systems gegenüber 
Versorgungsengpässen und verringert die 
Abhängigkeit von externen 
Energiequellen. Die Entwicklung einer 
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solchen Infrastruktur wird jedoch häufig 
durch finanzielle Zwänge, fragmentierte 
Rechtsrahmen und komplexe 
Koordinierungsanforderungen zwischen 
den Mitgliedstaaten behindert.

Or. en

Änderungsantrag 6
Christian Doleschal

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird. Dies betrifft alle 
Mitgliedstaaten, Regionen und lokalen 
Gebietskörperschaften der Union im 
Hinblick auf die Stärkung der 
Widerstandsfähigkeit und die Förderung 
des ökologischen und digitalen Wandels. 
Die Halbzeitüberprüfung erstreckt sich 
weiterhin auf alle Regionen der Union.

Or. en
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Änderungsantrag 7
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit 
dem ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine 
grundlegende Neubewertung der 
strategischen Autonomie, Resilienz und 
Sicherheit der EU erforderlich machte. 
Diese sich gleichzeitig vollziehenden 
Veränderungen machen deutlich, dass es 
dringend notwendig ist, die 
Innovationslücke zu schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, sodass der Fokus 
wieder darauf gelegt werden muss, die 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit der 
EU zu sichern, ihre industrielle Basis zu 
schützen, bezahlbare Energie für alle 
Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen sicherzustellen und 
Überregulierung zu verringern, da 
dadurch traditionelle Industriezweige 
behindert werden.

Or. en

Änderungsantrag 8
Raúl de la Hoz Quintano, Elena Nevado del Campo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
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ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

ökologischen, sozialen, demografischen 
und technologischen Wandel eine 
grundlegende Neubewertung der 
strategischen Autonomie, Resilienz und 
Sicherheit der EU erforderlich machte. 
Diese sich gleichzeitig vollziehenden 
Veränderungen machen deutlich, dass es 
dringend notwendig ist, die 
Innovationslücke zu schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird; zudem müssen der 
demografische Wandel und der 
zunehmende Bevölkerungsrückgang 
angegangen werden.

Or. en

Änderungsantrag 9
Daniel Buda, Dan-Ştefan Motreanu, Gheorghe Falcă

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
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Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen – 
und zwar auf realistische Weise und 
schrittweise sowie in ständigem Dialog 
mit den betroffenen Wirtschaftszweigen – 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

Or. ro

Änderungsantrag 10
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Wahrung der 
demokratischen Grundsätze und der 
Rechtsstaatlichkeit erforderlich machte. 
Diese sich gleichzeitig vollziehenden 
Veränderungen machen deutlich, dass es 
dringend notwendig ist, die 
Innovationslücke zu schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

Or. en



PE773.414v01-00 10/157 AM\1321556DE.docx

DE

Änderungsantrag 11
Şerban Dimitrie Sturdza, Aurelijus Veryga

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und die 
Abhängigkeit von externen Faktoren zu 
verringern, indem die Lieferketten 
diversifiziert werden, die Erzeugung grüner 
Energie in der EU ausgeweitet und in 
kritische Sektoren investiert wird.

Or. en

Änderungsantrag 12
Rody Tolassy, André Rougé, Julien Leonardelli, Marie-Luce Brasier-Clain, Denis Nesci

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 

(1) In den letzten Jahren war die 
geopolitische Dynamik von großer 
Unsicherheit geprägt, die parallel zu den 
Herausforderungen in Verbindung mit dem 
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ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung grüner Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

ökologischen, sozialen und 
technologischen Wandel eine grundlegende 
Neubewertung der strategischen 
Autonomie, Resilienz und Sicherheit der 
EU erforderlich machte. Diese sich 
gleichzeitig vollziehenden Veränderungen 
machen deutlich, dass es dringend 
notwendig ist, die Innovationslücke zu 
schließen, die 
Dekarbonisierungsbemühungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit zu beschleunigen 
und die Abhängigkeit von externen 
Faktoren zu verringern, indem die 
Lieferketten diversifiziert werden, die 
Erzeugung von Energie in der EU 
ausgeweitet und in kritische Sektoren 
investiert wird.

Or. fr

Änderungsantrag 13
Daniel Buda, Dan-Ştefan Motreanu, Gheorghe Falcă

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Angesichts des instabilen 
geopolitischen Umfelds und der Gefahr 
künftiger Krisen ist die Stärkung der 
Ernährungssicherheit auf Ebene der 
Europäischen Union eine strategische 
Priorität. Dazu müssen 
kohäsionspolitische Mittel aufgewendet 
werden, um die Schaffung und 
Entwicklung strategischer 
Nahrungsmittelreserven durch die 
Einrichtung regionaler Lager zu 
finanzieren, über die in Notfällen, auch 
im Falle bewaffneter Konflikte, eine 
kontinuierliche Versorgung der 
Bevölkerung und der Armee gewährleistet 
werden kann.

Or. ro
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Änderungsantrag 14
André Rougé, Rody Tolassy, Marie-Luce Brasier-Clain, Irmhild Boßdorf

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Angesichts der Tatsache, dass die 
geopolitischen Veränderungen gezeigt 
haben, wie anfällig die globalen 
Lieferketten sind, ist es unabdingbar, dass 
aus den Kohäsionsfonds vorrangig 
Unternehmen mit Sitz in der 
Europäischen Union gefördert werden, 
insbesondere in strategischen Sektoren 
wie Energie, Gesundheit, Lebensmittel, 
Halbleiter und Verteidigung.

Or. fr

Änderungsantrag 15
Christian Doleschal

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Als wichtigstes 
Investitionsinstrument der Union innerhalb 
des Mehrjährigen Finanzrahmens spielt die 
Kohäsionspolitik eine entscheidende Rolle 
bei der Unterstützung dieser Prioritäten. 
Sie fördert gezielte Investitionen, mit 
denen ein Beitrag zum wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt 
geleistet wird und gleichzeitig neue 
Herausforderungen angegangen werden.

(2) Als wichtigstes 
Investitionsinstrument der Union innerhalb 
des Mehrjährigen Finanzrahmens spielt die 
Kohäsionspolitik eine entscheidende Rolle 
bei der Unterstützung dieser Prioritäten. 
Sie fördert gezielte Investitionen, mit 
denen ein Beitrag zum wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt 
geleistet wird und gleichzeitig neue 
Herausforderungen angegangen werden. 
Bei dieser Halbzeitüberprüfung stehen 
außerdem die Partnerschaft und die 
Steuerung auf mehreren Ebenen im 
Mittelpunkt, damit die Kohäsionspolitik 
wirksam, regional und bürgernah 
umgesetzt wird. Mit dieser Verordnung 
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wird die politische und praktische 
Bedeutung der Kohäsionspolitik der EU 
insbesondere für die regionalen und 
lokalen Behörden anerkannt, die den 
Mehrwert der Kohäsionspolitik der EU 
den Bürgerinnen und Bürgern der EU 
näherbringen.

Or. en

Änderungsantrag 16
Sabrina Repp, Hannes Heide, Matthias Ecke, Klára Dobrev

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Als wichtigstes 
Investitionsinstrument der Union innerhalb 
des Mehrjährigen Finanzrahmens spielt die 
Kohäsionspolitik eine entscheidende Rolle 
bei der Unterstützung dieser Prioritäten. 
Sie fördert gezielte Investitionen, mit 
denen ein Beitrag zum wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt 
geleistet wird und gleichzeitig neue 
Herausforderungen angegangen werden.

(2) Als wichtigstes 
Investitionsinstrument der Union innerhalb 
des Mehrjährigen Finanzrahmens sorgt die 
Kohäsionspolitik für gezielte 
Investitionen, die den langfristigen 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 
Zusammenhalt fördern, Ungleichheiten 
beseitigen und die Resilienz der Regionen 
stärken. Die Kohäsionspolitik ist kein 
Mittel zur Abwendung von Krisen, 
sondern ein Instrument für die 
langfristige, strukturelle Entwicklung vor 
allem ländlicher Gebiete und von 
Übergangsregionen.

Or. en

Änderungsantrag 17
Marcos Ros Sempere, Dragoş Benea, Nora Mebarek, Sabrina Repp, Sérgio Gonçalves, 
Andi Cristea, Rosa Serrano Sierra, Sofie Eriksson, Hannes Heide, Klára Dobrev, Sakis 
Arnaoutoglou, Raffaele Topo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(2) Als wichtigstes 
Investitionsinstrument der Union innerhalb 
des Mehrjährigen Finanzrahmens spielt die 
Kohäsionspolitik eine entscheidende Rolle 
bei der Unterstützung dieser Prioritäten. 
Sie fördert gezielte Investitionen, mit 
denen ein Beitrag zum wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt 
geleistet wird und gleichzeitig neue 
Herausforderungen angegangen werden.

(2) Als wichtigstes 
Investitionsinstrument der Union innerhalb 
des Mehrjährigen Finanzrahmens spielt die 
Kohäsionspolitik eine entscheidende Rolle 
bei der Unterstützung dieser Prioritäten. 
Sie fördert gezielte Investitionen, mit 
denen ein Beitrag zum wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt 
geleistet wird, wie in Artikel 3 Absatz 3 
des Vertrags über die Europäische Union 
und Artikel 174 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
festgelegt, und gleichzeitig neue 
Herausforderungen angegangen werden.

Or. en

Änderungsantrag 18
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Als wichtigstes 
Investitionsinstrument der Union innerhalb 
des Mehrjährigen Finanzrahmens spielt die 
Kohäsionspolitik eine entscheidende Rolle 
bei der Unterstützung dieser Prioritäten. 
Sie fördert gezielte Investitionen, mit 
denen ein Beitrag zum wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt 
geleistet wird und gleichzeitig neue 
Herausforderungen angegangen werden.

(2) Als wichtigstes 
Investitionsinstrument der Union innerhalb 
des Mehrjährigen Finanzrahmens könnte 
die Kohäsionspolitik eine entscheidende 
Rolle bei der Unterstützung dieser 
Prioritäten spielen, indem gezielte 
Investitionen, mit denen ein Beitrag zur 
militärischen Mobilität und zur 
grenzüberschreitenden 
Stromnetzinfrastruktur geleistet wird, 
gefördert werden und gleichzeitig die 
Integrität bestimmter vertraglicher Ziele 
der Kohäsionspolitik gewahrt wird.

Or. en

Begründung

Angesichts der aktuellen schwierigen politischen und wirtschaftlichen Lage ist es wichtiger 
denn je, die knappen Mittel strategisch einzusetzen. Durch diese Änderung wird klar, dass mit 
den vorgeschlagenen Änderungen ein besonderer strategischer Schwerpunkt gesetzt wird, 
indem die Bedingungen für die Kofinanzierung auf diese Prioritäten beschränkt werden (siehe 
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nachfolgende Änderungen).

Änderungsantrag 19
Matthias Ecke

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Der Rechtsrahmen für 
kohäsionspolitische Programme sieht eine 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2025 vor, die 
eine zeitnahe und einzigartige Gelegenheit 
bietet, die Programme auf neue 
Herausforderungen und Chancen 
auszurichten, die Umsetzung zu 
beschleunigen und ihre Wirksamkeit zu 
erhöhen, um sowohl bestehenden als auch 
neuen Prioritäten der Union Rechnung zu 
tragen.

(3) Der Rechtsrahmen für 
kohäsionspolitische Programme sieht eine 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2025 vor, die 
eine zeitnahe und einzigartige Gelegenheit 
bietet, die Programme auf neue 
Herausforderungen und Chancen 
auszurichten, die Umsetzung zu 
beschleunigen und ihre Wirksamkeit zu 
erhöhen, um sowohl bestehenden als auch 
neuen Prioritäten der Union Rechnung zu 
tragen. Die Halbzeitüberprüfung der 
kohäsionspolitischen Programme darf 
nicht dazu dienen, die politischen Ziele 
grundlegend neu auszurichten oder den 
Governance-Rahmen umzustrukturieren. 
Die Ziele des wirtschaftlichen, sozialen 
und territorialen Zusammenhalts sind in 
den Verträgen verankert und dürfen nicht 
zugunsten neu eingeführter politischer 
Prioritäten verdrängt oder neu gewichtet 
werden. Durch immer neue Ziele wird die 
Kohäsionspolitik auf Dauer weniger 
wirksam und verliert an Kohärenz. 
Deshalb ist es wichtig, dass auch bei 
neuen strategischen Herausforderungen 
die regionalen Verteilungseffekte im 
Mittelpunkt der Kohäsionspolitik stehen, 
um ihre Grundsätze, vor allem die 
Förderung des territorialen 
Zusammenhalts, zu sichern.

Or. en

Änderungsantrag 20
Marcos Ros Sempere, Dragoş Benea, Nora Mebarek, Sérgio Gonçalves, Andi Cristea, 
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Rosa Serrano Sierra, Klára Dobrev, Sakis Arnaoutoglou, Raffaele Topo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Der Rechtsrahmen für 
kohäsionspolitische Programme sieht eine 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2025 vor, die 
eine zeitnahe und einzigartige Gelegenheit 
bietet, die Programme auf neue 
Herausforderungen und Chancen 
auszurichten, die Umsetzung zu 
beschleunigen und ihre Wirksamkeit zu 
erhöhen, um sowohl bestehenden als auch 
neuen Prioritäten der Union Rechnung zu 
tragen.

(3) Der Rechtsrahmen für 
kohäsionspolitische Programme sieht eine 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2025 vor, die 
eine zeitnahe und einzigartige Gelegenheit 
bietet, die Programme auf neue 
Herausforderungen auszurichten, die – 
wenn sie gut angegangen werden – neue 
Chance bringen können, und die 
Umsetzung zu beschleunigen und ihre 
Wirksamkeit zu erhöhen, um sowohl 
bestehenden als auch neuen Prioritäten der 
Union Rechnung zu tragen. Allerdings 
sollte der Grundsatz der Vermeidung 
erheblicher Beeinträchtigungen auch für 
die neuen Prioritäten gelten, und es muss 
klar sein, wie er angewendet wird. 
Gleichzeitig muss eine 
Folgenabschätzung der neuen 
Maßnahmen für die Kohäsionspolitik in 
der Zukunft durchgeführt und 
sichergestellt werden.

Or. en

Änderungsantrag 21
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Der Rechtsrahmen für 
kohäsionspolitische Programme sieht eine 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2025 vor, die 
eine zeitnahe und einzigartige Gelegenheit 
bietet, die Programme auf neue 
Herausforderungen und Chancen 
auszurichten, die Umsetzung zu 
beschleunigen und ihre Wirksamkeit zu 

(3) Der Rechtsrahmen für 
kohäsionspolitische Programme sieht eine 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2025 vor, die 
eine zeitnahe und einzigartige Gelegenheit 
bietet, die Programme auf neue 
Herausforderungen und Chancen 
auszurichten, die Umsetzung zu 
beschleunigen und ihre Wirksamkeit zu 
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erhöhen, um sowohl bestehenden als auch 
neuen Prioritäten der Union Rechnung zu 
tragen.

erhöhen, um sowohl bestehenden als auch 
neuen Prioritäten der Union Rechnung zu 
tragen. Die Halbzeitüberprüfung dient der 
Stärkung der in Artikel 174 AEUV 
festgelegten Kernziele der 
Kohäsionspolitik und darf nicht dazu 
führen, dass Mittel in Bereiche umgeleitet 
werden, die nicht mit dem 
wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt in 
Zusammenhang stehen.

Or. en

Änderungsantrag 22
Sabrina Repp, Hannes Heide, Matthias Ecke, Klára Dobrev, Sofie Eriksson

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Der Rechtsrahmen für 
kohäsionspolitische Programme sieht eine 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2025 vor, die 
eine zeitnahe und einzigartige Gelegenheit 
bietet, die Programme auf neue 
Herausforderungen und Chancen 
auszurichten, die Umsetzung zu 
beschleunigen und ihre Wirksamkeit zu 
erhöhen, um sowohl bestehenden als 
auch neuen Prioritäten der Union 
Rechnung zu tragen.

(3) Der Rechtsrahmen für 
kohäsionspolitische Programme sieht eine 
Halbzeitüberprüfung im Jahr 2025 vor, die 
eine zeitnahe und einzigartige Gelegenheit 
bietet, die Kohäsionspolitik noch besser zu 
gestalten, Herausforderungen anzugehen 
und die Umsetzung zu beschleunigen, um 
die Ziele gemäß Artikel 174 AEUV zu 
verwirklichen.

Or. en

Änderungsantrag 23
Marcos Ros Sempere, Sofie Eriksson

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Bei Programmänderungen oder 
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Mittelübertragungen sollten die 
Anwendung der Maßnahmen gemäß der 
Verordnung (EU) 2020/2092 und die 
Einhaltung der zielübergreifenden 
grundlegenden Voraussetzungen gemäß 
Artikel 15 der Verordnung (EU) 
2021/1060 durch die betreffenden 
Programme nicht beeinträchtigt werden. 
Beträge, die gemäß der Verordnung (EU) 
2020/2092 ausgesetzt oder aufgrund 
zielübergreifender grundlegender 
Voraussetzungen gemäß Artikel 15 der 
Verordnung (EU) 2021/1060 einbehalten 
werden, sollten nicht Gegenstand 
geänderter Programme oder 
Übertragungen sein.

Or. en

Änderungsantrag 24
Dan-Ştefan Motreanu, Daniel Buda, Gheorghe Falcă

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Damit die Kohäsionspolitik 
weiterhin auf ihr Hauptziel, nämlich die 
Verringerung der regionalen 
Entwicklungsunterschiede, ausgerichtet 
bleibt, müssen alle Neuzuweisungen und 
neu eingeführten Prioritäten im Einklang 
mit Artikel 174 AEUV zum 
wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt beitragen.

Or. en

Änderungsantrag 25
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Kommission hat im Kompass 
für Wettbewerbsfähigkeit, im Deal für eine 
saubere Industrie und im Aktionsplan für 
erschwingliche Energie einen konkreten 
Weg aufgezeigt, wie Europa seine 
Wettbewerbsfähigkeit wiedererlangen und 
nachhaltigen Wohlstand sichern kann. Aus 
dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
werden bereits Investitionen zur 
Verwirklichung der Klimaziele gemäß der 
Verordnung (EU) 2021/1060 unterstützt. 
Die Mitgliedstaaten sollten jedoch ihre 
Anstrengungen weiter beschleunigen, um 
zu gewährleisten, dass die 
Dekarbonisierung eine Triebkraft für das 
Wachstum der europäischen Industrie 
und den Wohlstand der Menschen in 
Europa ist, indem sie unter anderem die 
Unterstützung für saubere Technologien 
und den Übergang zu sauberer Energie 
verstärken, in Energieinfrastrukturprojekte 
investieren, die eine echte Energieunion 
gewährleisten können, und die 
Dekarbonisierung von 
Produktionsverfahren und Produkten 
unterstützen.

(4) Im Kompass für 
Wettbewerbsfähigkeit, im Deal für eine 
saubere Industrie und im Aktionsplan für 
erschwingliche Energie zeigt die 
Kommission einen konkreten Weg auf, 
wie Europa seine Wettbewerbsfähigkeit 
wieder aufbauen und für nachhaltigen 
Wohlstand sorgen kann. Alle drei 
Initiativen unterstreichen, dass die 
Energieübertragungs- und 
-verteilungsnetze ausgebaut werden 
müssen – nicht nur, um die Energiepreise 
zu senken und die erforderlichen 
Kapazitäten für einen bis 20301b 
erwarteten Anstieg des Stromverbrauchs 
um 60 % bereitzustellen, sondern auch, 
um eine strategische doppelte Chance zu 
nutzen, da die Ersetzung von 
eingeführten fossilen Brennstoffen durch 
im Inland erzeugte erneuerbare Energien 
gleichzeitig die Energiesouveränität der 
Union und ihre Klimaziele voranbringt. 
Aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
werden bereits Investitionen in TEN-V 
gemäß Artikel 6 der Verordnung (EU) 
2021/1060 unterstützt. Die Mitgliedstaaten 
sollten jedoch ihre Investitionen in 
Energieinfrastrukturprojekte verstärken, 
die eine echte Energieunion gewährleisten 
können.

_________________
1b Brüssel, 28.11.2023, COM(2023)0757 
final, Mitteilung der Kommission: 
Stromnetze, das fehlende Bindeglied – 
Ein EU-Aktionsplan für Stromnetze.

Or. en

Begründung

In dem Text der Kommission werden zwar die angestrebten Ziele dargelegt, jedoch wird kein 
konkreter Rahmen für deren Umsetzung vorgegeben. Mit den vorgeschlagenen Änderungen 
wird betont, dass gezielte Investitionen in die Strominfrastruktur eine Voraussetzung für die 
Verringerung der Energiekosten sind, und das Ziel der Energieunabhängigkeit und das Ziel 
der Emissionsminderung werden als sich ergänzende und gegenseitig verstärkende politische 
Prioritäten aufeinander abgestimmt.
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Änderungsantrag 26
Daniel Buda, Dan-Ştefan Motreanu, Gheorghe Falcă

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Kommission hat im Kompass 
für Wettbewerbsfähigkeit, im Deal für eine 
saubere Industrie und im Aktionsplan für 
erschwingliche Energie einen konkreten 
Weg aufgezeigt, wie Europa seine 
Wettbewerbsfähigkeit wiedererlangen und 
nachhaltigen Wohlstand sichern kann. Aus 
dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
werden bereits Investitionen zur 
Verwirklichung der Klimaziele gemäß der 
Verordnung (EU) 2021/1060 unterstützt. 
Die Mitgliedstaaten sollten jedoch ihre 
Anstrengungen weiter beschleunigen, um 
zu gewährleisten, dass die 
Dekarbonisierung eine Triebkraft für das 
Wachstum der europäischen Industrie und 
den Wohlstand der Menschen in Europa 
ist, indem sie unter anderem die 
Unterstützung für saubere Technologien 
und den Übergang zu sauberer Energie 
verstärken, in Energieinfrastrukturprojekte 
investieren, die eine echte Energieunion 
gewährleisten können, und die 
Dekarbonisierung von 
Produktionsverfahren und Produkten 
unterstützen.

(4) Die Kommission hat im Kompass 
für Wettbewerbsfähigkeit, im Deal für eine 
saubere Industrie und im Aktionsplan für 
erschwingliche Energie einen konkreten 
Weg aufgezeigt, wie Europa seine 
Wettbewerbsfähigkeit wiedererlangen und 
nachhaltigen Wohlstand sichern kann. Aus 
dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
werden bereits Investitionen zur 
Verwirklichung der Klimaziele gemäß der 
Verordnung (EU) 2021/1060 unterstützt. 
Die Mitgliedstaaten sollten jedoch ihre 
Anstrengungen weiter beschleunigen, um 
zu gewährleisten, dass die 
Dekarbonisierung eine Triebkraft für das 
Wachstum und nicht den Rückgang der 
europäischen Industrie und den Wohlstand 
der Menschen in Europa ist, indem sie 
unter anderem die Unterstützung für 
saubere Technologien und den Übergang 
zu sauberer Energie verstärken, in 
Energieinfrastrukturprojekte investieren, 
die eine echte Energieunion gewährleisten 
können, und die Dekarbonisierung von 
Produktionsverfahren und Produkten 
unterstützen.

Or. ro

Änderungsantrag 27
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(4) Die Kommission hat im Kompass 
für Wettbewerbsfähigkeit, im Deal für eine 
saubere Industrie und im Aktionsplan für 
erschwingliche Energie einen konkreten 
Weg aufgezeigt, wie Europa seine 
Wettbewerbsfähigkeit wiedererlangen und 
nachhaltigen Wohlstand sichern kann. Aus 
dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
werden bereits Investitionen zur 
Verwirklichung der Klimaziele gemäß der 
Verordnung (EU) 2021/1060 unterstützt. 
Die Mitgliedstaaten sollten jedoch ihre 
Anstrengungen weiter beschleunigen, um 
zu gewährleisten, dass die 
Dekarbonisierung eine Triebkraft für das 
Wachstum der europäischen Industrie 
und den Wohlstand der Menschen in 
Europa ist, indem sie unter anderem die 
Unterstützung für saubere Technologien 
und den Übergang zu sauberer Energie 
verstärken, in 
Energieinfrastrukturprojekte investieren, 
die eine echte Energieunion 
gewährleisten können, und die 
Dekarbonisierung von 
Produktionsverfahren und Produkten 
unterstützen.

(4) Die Kommission hat im Kompass 
für Wettbewerbsfähigkeit, im Deal für eine 
saubere Industrie und im Aktionsplan für 
erschwingliche Energie bestimmte 
Vorschläge vorgelegt, die darauf abzielen, 
die Wettbewerbsfähigkeit Europas zu 
stärken und nachhaltigen Wohlstand zu 
sichern. Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds werden bereits 
Investitionen zur Verwirklichung der 
Klimaziele gemäß der Verordnung (EU) 
2021/1060 unterstützt. In diesem 
Zusammenhang können die 
Mitgliedstaaten beschließen, ihre 
Anstrengungen im Einklang mit ihren 
nationalen Prioritäten und 
Wirtschaftsstrategien zu verstärken, um 
technologische Innovationen, die 
Modernisierung der Energieinfrastruktur 
zur Gewährleistung sicherer, 
erschwinglicher und vielfältiger 
Energiequellen sowie die freiwillige 
Dekarbonisierung von 
Produktionsverfahren und Produkten zu 
unterstützen, sofern dies zur 
Wettbewerbsfähigkeit, zur industriellen 
Führungsrolle und zur 
Energieversorgungssicherheit beiträgt.

Or. en

Änderungsantrag 28
Daniel Buda, Dan-Ştefan Motreanu, Gheorghe Falcă

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4a. Angesichts der Notwendigkeit, die 
Energieversorgungssicherheit in der 
Europäischen Union zu stärken und die 
Abhängigkeit von externen 
Energiequellen zu verringern, ist es 
notwendig, die derzeitigen 
Beschränkungen in den Verordnungen 
über europäische Fonds in Bezug auf die 
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Finanzierung von Investitionen in 
Kernenergie zu überdenken. Im Rahmen 
einer ausgewogenen Energiewende und 
eines pragmatischen Ansatzes im 
Hinblick auf den nationalen Energiemix 
sollten die Mitgliedstaaten 
kohäsionspolitische Mittel für 
Investitionen in die zivile 
Kernenergieinfrastruktur nutzen können, 
auch für den Bau, den Ausbau und die 
Modernisierung von Kernreaktoren und 
zugehörigen Anlagen. Eine solche 
Änderung würde zur Diversifizierung der 
Energiequellen, zur Stabilität der 
regionalen Energienetze und zur 
industriellen Entwicklung in Regionen 
beitragen, die über strategische 
Kernenergiekapazitäten verfügen.

Or. ro

Änderungsantrag 29
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, 
neue spezifische Ziele für die 
Unterstützung aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
und dem Kohäsionsfonds, die mit der 
Verordnung (EU) 2021/1058 des 
Europäischen Parlaments und des Rates4 
eingerichtet wurden, festzulegen, um 
entsprechend dem Anwendungsbereich 
dieser Fonds industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 

entfällt
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Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in 
Artikel 1 der genannten Verordnung 
erwähnten Güter. Die Mitgliedstaaten 
werden ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In 
diesem Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch 
zur Verteidigung beschriebenen Korridore 
für militärische Mobilität gewährleistet.
_________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 30
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5



PE773.414v01-00 24/157 AM\1321556DE.docx

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, 
neue spezifische Ziele für die 
Unterstützung aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
und dem Kohäsionsfonds, die mit der 
Verordnung (EU) 2021/1058 des 
Europäischen Parlaments und des Rates4 
eingerichtet wurden, festzulegen, um 
entsprechend dem Anwendungsbereich 
dieser Fonds industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in 
Artikel 1 der genannten Verordnung 
erwähnten Güter. Die Mitgliedstaaten 
werden ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In 

entfällt
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diesem Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch 
zur Verteidigung beschriebenen Korridore 
für militärische Mobilität gewährleistet.
_________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 31
Mimmo Lucano, Ilaria Salis

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, 
neue spezifische Ziele für die 
Unterstützung aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
und dem Kohäsionsfonds, die mit der 
Verordnung (EU) 2021/1058 des 
Europäischen Parlaments und des Rates4 
eingerichtet wurden, festzulegen, um 
entsprechend dem Anwendungsbereich 
dieser Fonds industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 

entfällt
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Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in 
Artikel 1 der genannten Verordnung 
erwähnten Güter. Die Mitgliedstaaten 
werden ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In 
diesem Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch 
zur Verteidigung beschriebenen Korridore 
für militärische Mobilität gewährleistet.
_________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 32
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, ist es 
notwendig, neue spezifische Ziele für die 
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mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend 
dem Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in 
Artikel 1 der genannten Verordnung 
erwähnten Güter. Die Mitgliedstaaten 
werden ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In 
diesem Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch 
zur Verteidigung beschriebenen Korridore 
für militärische Mobilität gewährleistet.

Unterstützung aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
und dem Kohäsionsfonds, die mit der 
Verordnung (EU) 2021/1058 des 
Europäischen Parlaments und des Rates[1] 
eingerichtet wurden, festzulegen, um 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen.
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_________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 33
André Rougé, Rody Tolassy, Marie-Luce Brasier-Clain, Irmhild Boßdorf

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Investitionen in 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck sollten zugunsten 
europäischer Lieferanten und Hersteller 
vorgenommen werden. Die 
entsprechenden öffentlichen Aufträge 
müssen Klauseln zur Vorzugsbehandlung 
europäischer Unternehmen enthalten, 
insbesondere hinsichtlich der Herkunft 
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(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

strategischer Komponenten und der 
Kontrolle der Unternehmen. Die 
industriellen Kapazitäten zur Förderung 
der Verteidigungsfähigkeit sollten sich auf 
die technologische Entwicklung und 
Herstellung von Verteidigungsgütern und 
von sonstigen Gütern für 
Verteidigungszwecke im Sinne des 
Artikels 2 [des Entwurfs] der Verordnung 
[xxxx] des Rates zur Festlegung des 
Instruments „Sicherheitsmaßnahmen für 
Europa“ (SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Damit die europäischen Mittel für 
die Verteidigungsindustrie ausschließlich 
zur Stärkung der industriellen 
Kapazitäten europäischer Unternehmen 
verwendet werden, können ausschließlich 
Empfänger, die mehrheitlich unter der 
Kontrolle von Unternehmen aus einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten stehen, 
eine Finanzierung beantragen. 
Unternehmen, die zu einem 
überwiegenden Teil in Drittländern 
ansässig sind, sind ausgeschlossen. Die 
Mitgliedstaaten werden ermutigt, von der 
im derzeitigen Rechtsrahmen vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch zu machen, die 
ihnen im Rahmen der geteilten 
Mittelverwaltung zugewiesenen Mittel 
freiwillig auf Programme mit 
Verteidigungs- und Sicherheitszielen mit 
direkter Mittelverwaltung zu übertragen. In 
diesem Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

_________________ _________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60. 4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. fr
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Änderungsantrag 34
Sabrina Repp, Matthias Ecke

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in 
Artikel 1 der genannten Verordnung 
erwähnten Güter. Die Mitgliedstaaten 
werden ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten die Mitgliedstaaten in die Lage 
versetzt werden, Synergieeffekte zwischen 
den Mitteln der Kohäsionspolitik und dem 
Ausbau resilienter Infrastrukturen zu 
nutzen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
Investitionen in Infrastrukturen mit 
doppeltem Verwendungszweck zur 
Förderung der militärischen Mobilität zu 
finanzieren. Die Verwendung von Mitteln 
aus dem Kohäsionsfonds für 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck sollte nur im Hinblick 
auf die territoriale Dimension der 
Kohäsionspolitik zulässig sein. Es muss 
der Grundsatz der Vermeidung 
erheblicher Beeinträchtigungen gelten. 
Dies sollte nur für kleine und mittlere 
Unternehmen mit Sitz in der 
Europäischen Union gelten. Es sollten 
Transparenzregeln gelten, um Betrug und 
ausländische Einmischung zu verhindern.
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Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In 
diesem Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch 
zur Verteidigung beschriebenen Korridore 
für militärische Mobilität gewährleistet.
_________________ _________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60. 4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 35
Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek, Sérgio Gonçalves, Rosa Serrano Sierra, Sofie 
Eriksson, Sven Mikser, Raphaël Glucksmann, Klára Dobrev, Sakis Arnaoutoglou, 
Raffaele Topo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit, ihre zivile 
Bereitschaft und ihre Resilienz sichern 
muss, sollten Mittel der Kohäsionspolitik 
rasch mobilisiert werden, um Investitionen 
in Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen und gleichzeitig die zivile 
Bereitschaft und Resilienz zu 
gewährleisten. Daher ist es notwendig, 
neue spezifische Ziele für die 
Unterstützung aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
und dem Kohäsionsfonds, die mit der 
Verordnung (EU) 2021/1058 des 
Europäischen Parlaments und des Rates4 
eingerichtet wurden, festzulegen, um 
entsprechend dem Anwendungsbereich 
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Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

dieser Fonds industrielle Kapazitäten und 
Infrastrukturen im Verteidigungssektor 
und in der zivilen Bereitschaft zu 
finanzieren und Investitionen in 
widerstandsfähige Infrastrukturen mit 
doppeltem Verwendungszweck zur 
Förderung der militärischen Mobilität und 
der zivilen Bereitschaft zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit und 
der Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck sollten sich auf die 
technologische Entwicklung, Herstellung 
von Verteidigungsgütern und von 
sonstigen Gütern für Verteidigungszwecke 
und für die zivile Bereitschaft und 
Resilienz im Sinne des Artikels 2 [des 
Entwurfs] der Verordnung [xxxx] des 
Rates zur Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und zivilen 
Sicherheits- und Resilienzzielen mit 
direkter Mittelverwaltung zu übertragen. In 
diesem Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

_________________ _________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60. 4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 36
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Andrzej Buła, Jacek Protas

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend 
dem Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um industrielle 
Kapazitäten im Verteidigungssektor zu 
finanzieren und Investitionen in 
widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck, auch im Hinblick auf 
die Förderung der militärischen Mobilität, 
zu ermöglichen und um die Bereitschaft in 
Bezug auf Konflikte und Aggressionen 
entsprechend dem Anwendungsbereich 
dieser Fonds und dem Grundsatz der 
Vermeidung erheblicher 
Beeinträchtigungen zu verbessern. Die 
industriellen Kapazitäten zur Förderung 
der Verteidigungsfähigkeit sollten sich auf 
die technologische Entwicklung und 
Herstellung von Verteidigungsgütern und 
von sonstigen Gütern für 
Verteidigungszwecke im Sinne des 
Artikels 2 [des Entwurfs] der Verordnung 
[xxxx] des Rates zur Festlegung des 
Instruments „Sicherheitsmaßnahmen für 
Europa“ (SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
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zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

_________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 37
Dan Barna, Ľubica Karvašová

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds und den 
Besonderheiten des Sektors in enger 
Zusammenarbeit mit den regionalen und 
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Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

lokalen Behörden industrielle Kapazitäten 
im Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

_________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 38
Marta Wcisło

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem und 
kritischem Verwendungszweck zur 
Förderung der militärischen Mobilität zu 
ermöglichen und die Bereitschaft in Bezug 
auf Konflikte und Aggressionen zu 
verbessern. Die industriellen Kapazitäten 
zur Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
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Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

_________________ _________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60. 4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 39
Şerban Dimitrie Sturdza, Aurelijus Veryga

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten und zivile 
Sicherheit sowie in den 
Katastrophenschutz direkt zu unterstützen. 
Daher ist es notwendig, neue spezifische 
Ziele für die Unterstützung aus dem 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
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Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

_________________ _________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60. 4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 40
Waldemar Tomaszewski, Aurelijus Veryga

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da (5) In Anbetracht der noch nie da 
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gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 

gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten und zivile 
Sicherheit sowie in den 
Katastrophenschutz direkt zu unterstützen. 
Daher ist es notwendig, neue spezifische 
Ziele für die Unterstützung aus dem 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
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Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

_________________ _________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60. 4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 41
Paulo Do Nascimento Cabral

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, um Investitionen in 
Verteidigungskapazitäten direkt zu 
unterstützen. Daher ist es notwendig, neue 
spezifische Ziele für die Unterstützung aus 
dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE) und dem 
Kohäsionsfonds, die mit der Verordnung 
(EU) 2021/1058 des Europäischen 
Parlaments und des Rates4 eingerichtet 
wurden, festzulegen, um entsprechend dem 
Anwendungsbereich dieser Fonds 
industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
Verteidigungsgütern und von sonstigen 

(5) In Anbetracht der noch nie da 
gewesenen geopolitischen Instabilität und 
der Tatsache, dass die Union ihre 
Verteidigungsfähigkeit sichern muss, 
sollten Mittel der Kohäsionspolitik rasch 
mobilisiert werden, sofern die zuständigen 
Behörden dies beschließen, um 
Investitionen in Verteidigungskapazitäten 
direkt zu unterstützen. Daher ist es 
notwendig, neue spezifische Ziele für die 
Unterstützung aus dem Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
und dem Kohäsionsfonds, die mit der 
Verordnung (EU) 2021/1058 des 
Europäischen Parlaments und des Rates4 
eingerichtet wurden, festzulegen, um 
entsprechend dem Anwendungsbereich 
dieser Fonds industrielle Kapazitäten im 
Verteidigungssektor zu finanzieren und 
Investitionen in widerstandsfähige 
Verteidigungsinfrastrukturen oder 
Infrastrukturen mit doppeltem 
Verwendungszweck zur Förderung der 
militärischen Mobilität zu ermöglichen. 
Die industriellen Kapazitäten zur 
Förderung der Verteidigungsfähigkeit 
sollten sich auf die technologische 
Entwicklung und Herstellung von 
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Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

Verteidigungsgütern und von sonstigen 
Gütern für Verteidigungszwecke im Sinne 
des Artikels 2 [des Entwurfs] der 
Verordnung [xxxx] des Rates zur 
Festlegung des Instruments 
„Sicherheitsmaßnahmen für Europa“ 
(SAFE) durch die Stärkung der 
europäischen Verteidigungsindustrie 
beziehen, insbesondere auf die in Artikel 1 
der genannten Verordnung erwähnten 
Güter. Die Mitgliedstaaten werden 
ermutigt, von der im derzeitigen 
Rechtsrahmen vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, die ihnen im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
zugewiesenen Mittel freiwillig auf 
Programme mit Verteidigungs- und 
Sicherheitszielen mit direkter 
Mittelverwaltung zu übertragen. In diesem 
Zusammenhang würden durch 
Übertragungen auf die Mittelausstattung 
der Fazilität „Connecting Europe“ für 
militärische Mobilität koordinierte 
Maßnahmen entlang der im Weißbuch zur 
Verteidigung beschriebenen Korridore für 
militärische Mobilität gewährleistet.

_________________ _________________
4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60. 4 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 60.

Or. en

Änderungsantrag 42
Marta Wcisło

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Den östlichen Regionen an der 
Grenze zu Russland, Belarus und der 
Ukraine sollten aufgrund ihrer 
einzigartigen 
Sicherheitsherausforderungen und ihrer 
geopolitischen Bedeutung besondere 
Aufmerksamkeit und zusätzliche 
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Finanzmittel zukommen. Diese Regionen 
sind oft direkt von potenziellen Konflikten 
betroffen und durch externe 
Bedrohungen gefährdet, sodass es 
entscheidend ist, die lokalen Kapazitäten 
zur Verteidigung zu verbessern und die 
Resilienz der Gemeinschaften zu fördern. 
Durch Investitionen in die Verteidigung 
in diesen Regionen werden nicht nur die 
europäische Sicherheit gestärkt und 
potenzielle Angreifer abgeschreckt, 
sondern sie spielen auch eine wichtige 
Rolle für die regionale Entwicklung, den 
sozialen Zusammenhalt, die Schaffung 
von Arbeitsplätzen, die Förderung des 
lokalen Wirtschaftswachstums, die 
Entwicklung der entsprechenden 
Infrastruktur und die Verbesserung der 
Lebensqualität der Bewohnerinnen und 
Bewohner. 

Or. en

Änderungsantrag 43
Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle, Dan Barna

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Vor dem Hintergrund der sich 
entwickelnden geopolitischen 
Herausforderungen sollte die 
Unterstützung der Kohäsionspolitik für 
die Infrastruktur mit doppeltem 
Verwendungszweck und für 
Verteidigungszwecke insbesondere auf die 
Regionen an der Ostgrenze der EU 
ausgerichtet sein. Gezielte Investitionen in 
diesen Regionen sollten auf die Stärkung 
sowohl der zivilen als auch der 
Verteidigungskapazitäten abzielen, um so 
die regionale Resilienz zu stärken, den 
territorialen Zusammenhalt zu fördern 
und die strategische Autonomie der Union 
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zu verbessern.

Or. en

Änderungsantrag 44
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Um die Integrität der 
Kohäsionspolitik zu wahren, sollten ihre 
Mittel nicht in Sektoren oder Prioritäten 
umgeleitet werden, die unter die 
Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik, die Verteidigung oder 
andere strategische Maßnahmen der 
Industriepolitik fallen, die mit speziellen 
EU- oder nationalen Instrumenten 
außerhalb des Kohäsionsrahmens 
finanziert werden sollten.

Or. en

Änderungsantrag 45
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci, Mimmo Lucano
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Es ist ausgeschlossen, dass Mittel 
aus den europäischen Struktur- und 
Investitionsfonds, einschließlich des 
Kohäsionsfonds, für den Erwerb, den 
Bau, die Entwicklung, die Herstellung, 
die Lagerung, die Beförderung oder den 
Vertrieb von Waffen, Munition, 
Kriegsmaterial oder anderen 
Instrumenten für Angriffszwecke 
verwendet werden.
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Or. en

Änderungsantrag 46
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci, Mimmo Lucano
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 5 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5b) Im Hinblick auf die 
Gewährleistung der Kohärenz mit den 
Umwelt- und Klimazielen der Union führt 
die Kommission eine umfassende Ex-post-
Bewertung der Umweltauswirkungen der 
mit dieser Verordnung eingeführten 
Maßnahmen durch, insbesondere 
hinsichtlich ihres Beitrags zur 
Verwirklichung der Klimaneutralität, zum 
Schutz der biologischen Vielfalt und zur 
Verringerung der Umweltverschmutzung.

Or. en

Änderungsantrag 47
Mimmo Lucano, Ilaria Salis

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere 
für Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE 

entfällt
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und des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

Or. en

Änderungsantrag 48
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere 
für Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE 
und des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 49
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche entfällt
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Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere 
für Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE 
und des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

Or. en

Änderungsantrag 50
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci, Mimmo Lucano
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE 
und des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

(6) Darüber hinaus sollte die 
Kohäsionspolitik weiterhin auf die 
Beseitigung von Ungleichheiten und die 
Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung ausgerichtet sein, um rasch 
Liquidität zur Deckung des dringendsten 
Bedarfs, insbesondere für Investitionen, 
bereitzustellen. Es sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden. Insbesondere ist es notwendig, 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, 
die für folgende Prioritäten vorgesehen 
sind: Förderung des Zugangs zu 
erschwinglichem Wohnraum, 
insbesondere für junge Menschen, 
Wasserresilienz, einschließlich der 
Eindämmung von Dürren und 
Wüstenbildung sowie der Bewältigung 
von Naturkatastrophen, Energiewende, 
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Stärkung der Resilienz der 
Gesundheitssysteme, wobei der 
Schwerpunkt auf Investitionen in 
ländliche und abgelegene Gebiete liegt, 
Förderung einer inklusiven sozialen 
Entwicklung und Bekämpfung der Armut, 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Unterstützung hochwertiger 
Beschäftigung, der Förderung 
angemessener Löhne, der Bekämpfung 
prekärer Arbeitsverhältnisse, der 
Förderung von Kompetenzen für die 
soziale und berufliche Eingliederung 
sowie der Bekämpfung des Phänomens 
junger Menschen, die sich weder in 
Beschäftigung noch in Bildung oder 
Ausbildung befinden. Für diese 
Prioritäten kann auch ein 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % angewendet werden.

Or. en

Änderungsantrag 51
Sandro Gozi, Ľubica Karvašová, Dan Barna

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Im Rahmen dieser Priorität sollte auch 
die Modernisierung von Häfen, 
Flughäfen, Unterseekabeln und der 
digitalen Infrastruktur gefördert werden. 
Die digitale Infrastruktur sollte 
angesichts ihres inhärenten doppelten 
Verwendungszwecks und ihrer Rolle bei 
der Planung, Verwaltung und 
Koordinierung militärischer logistischer 
Abläufe systematisch als doppelt 
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Union von bis zu 100 % anzuwenden. verwendbar betrachtet werden, 
insbesondere in den Regionen in 
äußerster Randlage. Insbesondere ist es 
notwendig, eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
Mittel vorzusehen, die gemäß den 
speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

Or. en

Änderungsantrag 52
Sabrina Repp, Klára Dobrev

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere 
für Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs bereitzustellen. 
Es sollte keine Diskriminierung der 
ursprünglichen politischen Ziele der 
Kohäsionspolitik zugunsten neuer 
strategischer Ziele geben.

Or. en

Änderungsantrag 53
Marcos Ros Sempere, Dragoş Benea, Nora Mebarek, Sérgio Gonçalves, Andi Cristea, 
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Rosa Serrano Sierra, Matthias Ecke, Sven Mikser, Raphaël Glucksmann, Klára Dobrev, 
Sakis Arnaoutoglou, Raffaele Topo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

(6) Darüber hinaus sollten die 
Kriterien, die zu beachten sind, um rasch 
Liquidität zur Deckung des dringendsten 
Bedarfs, insbesondere für Investitionen in 
verbesserte Verteidigungsfähigkeiten und 
die zivile Bereitschaft und Resilienz, 
bereitzustellen, mit der Verordnung über 
ein Programm für europäische 
Verteidigungsinvestitionen (EDIP) 
verknüpft werden. Zusätzlich sollten 
alternative Finanzierungsmöglichkeiten 
angeboten werden. Insbesondere ist es 
notwendig, eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
Mittel vorzusehen, die gemäß den 
speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

Or. en

Änderungsantrag 54
Dan Barna, Ľubica Karvašová

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
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Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % für öffentlich-
rechtliche Körperschaften, kleine und 
mittlere Unternehmen, 
Familienunternehmen und 
Einzelunternehmer in weniger 
entwickelten Regionen und 
Übergangsregionen anzuwenden.

Or. en

Änderungsantrag 55
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in die militärische Mobilität, 
bereitzustellen. Insbesondere ist es 
notwendig, eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
Mittel vorzusehen, die gemäß den 
speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden. 
Zulässige Anträge von Mitgliedstaaten 
mit einer unterdurchschnittlichen 
Restfehlerquote im Rahmen des EFRE 
und des Kohäsionsfonds werden 
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automatisch bewilligt.

Or. en

Begründung

Der Änderungsantrag zielt darauf ab, gezielte Investitionen in die mobilitätsbezogene 
Infrastruktur zu fördern. Ein Kofinanzierungssatz von 100 % ist aufgrund der gemeinsamen 
europäischen Interessen und der umfassenden Koordinierung, die erforderlich ist, um eine 
effiziente Mittelverwendung gemäß den Empfehlungen des Sonderberichts Nr. 04/2025 des 
Europäischen Rechnungshofs sicherzustellen, gerechtfertigt. Dies ist insbesondere für viele 
Mitgliedstaaten in Osteuropa relevant, die Mittel aus dem Kohäsionsfonds erhalten, da dort 
angesichts der zunehmenden Sicherheitsbedrohung durch die Russische Föderation eine 
Stärkung der Verkehrsinfrastruktur von entscheidender Bedeutung ist.

Änderungsantrag 56
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere 
für Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

Or. en

Änderungsantrag 57
Marta Wcisło



PE773.414v01-00 52/157 AM\1321556DE.docx

DE

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

(6) Darüber hinaus sollten zusätzliche 
Finanzierungsmöglichkeiten angeboten 
werden, um rasch Liquidität zur Deckung 
des dringendsten Bedarfs, insbesondere für 
Investitionen in verbesserte 
Verteidigungsfähigkeiten, bereitzustellen. 
Insbesondere ist es notwendig, eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 35 % der Mittel vorzusehen, die 
gemäß den speziellen Prioritäten für den 
Verteidigungsbereich im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ziele des EFRE und 
des Kohäsionsfonds vorgesehen sind; 
zudem sollte die Möglichkeit vorgesehen 
werden, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden.

Or. en

Änderungsantrag 58
Dan Barna, Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6a) Die Verteidigungsindustrie weist 
bestimmte Besonderheiten auf und kann 
in einigen Aspekten nicht vollständig den 
horizontalen Grundsätzen der 
Dachverordnung entsprechen. Daher 
gelten für Investitionen in die 
Verteidigungsindustrie dieselben 
Grundsätze und Ausnahmen wie im 
Programm für die Europäische 
Verteidigungsindustrie (EDIP). Gemäß 
den Anforderungen des EDIP sollten 
ausschließlich Einrichtungen aus der 
Europäischen Union unter die 
Förderkriterien für Projekte zur 
Unterstützung von 
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Verteidigungsinvestitionen fallen.

Or. en

Änderungsantrag 59
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci, Mimmo Lucano
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
in diesen kritischen Bereichen zu 
schaffen, sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 
sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, 
einschließlich digitaler Kapazitäten in den 
Bereichen Cloud, KI und 
Hochleistungsrechnen oder der 
Dekarbonisierung und Kreislauffähigkeit 
von Produktionsverfahren und 
Produkten, z. B. in der 

entfällt
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Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für 
Investitionen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, vorgesehene Möglichkeit, 
produktive Investitionen in anderen 
Unternehmen als KMU aus dem mit der 
Verordnung (EU) 2021/1056 des 
Europäischen Parlaments und des Rates5 
eingerichteten Fonds für einen gerechten 
Übergang (JTF) zu finanzieren, ohne 
dass eine Lückenanalyse erforderlich ist 
und unabhängig von den Ergebnissen 
einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden.
_________________
5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 60
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
in diesen kritischen Bereichen zu 
schaffen, sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll.
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Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 
sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, 
einschließlich digitaler Kapazitäten in den 
Bereichen Cloud, KI und 
Hochleistungsrechnen oder der 
Dekarbonisierung und Kreislauffähigkeit 
von Produktionsverfahren und 
Produkten, z. B. in der 
Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für 
Investitionen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, vorgesehene Möglichkeit, 
produktive Investitionen in anderen 
Unternehmen als KMU aus dem mit der 
Verordnung (EU) 2021/1056 des 
Europäischen Parlaments und des Rates5 
eingerichteten Fonds für einen gerechten 
Übergang (JTF) zu finanzieren, ohne 
dass eine Lückenanalyse erforderlich ist 
und unabhängig von den Ergebnissen 
einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden.
_________________
5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 61
Sabrina Repp, Klára Dobrev, Sofie Eriksson

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Aus dem EFRE und dem (7) Aus dem EFRE und dem 
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Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
in diesen kritischen Bereichen zu 
schaffen, sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 
sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, einschließlich 
digitaler Kapazitäten in den Bereichen 
Cloud, KI und Hochleistungsrechnen oder 
der Dekarbonisierung und 
Kreislauffähigkeit von 
Produktionsverfahren und Produkten, z. B. 
in der Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für 
Investitionen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, vorgesehene Möglichkeit, 
produktive Investitionen in anderen 
Unternehmen als KMU aus dem mit der 
Verordnung (EU) 2021/1056 des 
Europäischen Parlaments und des Rates5 
eingerichteten Fonds für einen gerechten 
Übergang (JTF) zu finanzieren, ohne 
dass eine Lückenanalyse erforderlich ist 
und unabhängig von den Ergebnissen 
einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden.

Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Ebenso sollten solche Investitionen 
auch in Regionen möglich sein, in denen 
sie die industrielle Anpassung im 
Zusammenhang mit dem digitalen Wandel 
erleichtern, einschließlich digitaler 
Kapazitäten in den Bereichen Cloud, KI 
und Hochleistungsrechnen oder der 
Dekarbonisierung und Kreislauffähigkeit 
von Produktionsverfahren und Produkten, 
z. B. in der Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen.

_________________
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5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 62
Marcos Ros Sempere, Dragoş Benea, Nora Mebarek, Sérgio Gonçalves, Andi Cristea, 
Rosa Serrano Sierra, Hannes Heide, Klára Dobrev, Sakis Arnaoutoglou, Raffaele Topo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds in 
diesen kritischen Bereichen zu schaffen, 
sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 
sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, einschließlich 
digitaler Kapazitäten in den Bereichen 
Cloud, KI und Hochleistungsrechnen oder 
der Dekarbonisierung und 
Kreislauffähigkeit von 
Produktionsverfahren und Produkten, z. B. 
in der Automobilindustrie oder in 

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds in 
diesen kritischen Bereichen zu schaffen, 
sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU, insbesondere in 
Unternehmen, die Arbeitsplätze in ihren 
Kommunen schaffen und erhalten, unter 
Beibehaltung eines Schwerpunkts auf 
KMU, auf alle Regionen ausgeweitet 
werden. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 
sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, einschließlich 
digitaler Kapazitäten in den Bereichen 
Cloud, KI und Hochleistungsrechnen oder 
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energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für Investitionen, 
die zu den STEP-Zielen beitragen, 
vorgesehene Möglichkeit, produktive 
Investitionen in anderen Unternehmen als 
KMU aus dem mit der Verordnung (EU) 
2021/1056 des Europäischen Parlaments 
und des Rates5 eingerichteten Fonds für 
einen gerechten Übergang (JTF) zu 
finanzieren, ohne dass eine Lückenanalyse 
erforderlich ist und unabhängig von den 
Ergebnissen einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden.

der Dekarbonisierung und 
Kreislauffähigkeit von 
Produktionsverfahren und Produkten, z. B. 
in der Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für Investitionen, 
die zu den STEP-Zielen beitragen, 
vorgesehene Möglichkeit, produktive 
Investitionen in anderen Unternehmen als 
KMU aus dem mit der Verordnung (EU) 
2021/1056 des Europäischen Parlaments 
und des Rates5 eingerichteten Fonds für 
einen gerechten Übergang (JTF) zu 
finanzieren, wobei der Schwerpunkt auf 
KMU beibehalten wird, ohne dass eine 
Lückenanalyse erforderlich ist und 
unabhängig von den Ergebnissen einer 
solchen Analyse, auf alle Investitionen 
ausgeweitet werden.

_________________ _________________
5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1. 5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 63
Dan Barna, Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds in 
diesen kritischen Bereichen zu schaffen, 
sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds in 
diesen kritischen Bereichen zu schaffen, 
sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
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aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 
sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, einschließlich 
digitaler Kapazitäten in den Bereichen 
Cloud, KI und Hochleistungsrechnen oder 
der Dekarbonisierung und 
Kreislauffähigkeit von 
Produktionsverfahren und Produkten, z. B. 
in der Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für Investitionen, 
die zu den STEP-Zielen beitragen, 
vorgesehene Möglichkeit, produktive 
Investitionen in anderen Unternehmen als 
KMU aus dem mit der Verordnung (EU) 
2021/1056 des Europäischen Parlaments 
und des Rates5 eingerichteten Fonds für 
einen gerechten Übergang (JTF) zu 
finanzieren, ohne dass eine Lückenanalyse 
erforderlich ist und unabhängig von den 
Ergebnissen einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden.

aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden, in denen diese 
Investitionen zum sozialen, 
wirtschaftlichen und territorialen 
Zusammenhang beitragen. Ebenso sollten 
solche Investitionen auch in Regionen 
möglich sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, einschließlich 
digitaler Kapazitäten in den Bereichen 
Cloud, KI und Hochleistungsrechnen oder 
der Dekarbonisierung und 
Kreislauffähigkeit von 
Produktionsverfahren und Produkten, z. B. 
in der Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für Investitionen, 
die zu den STEP-Zielen beitragen, 
vorgesehene Möglichkeit, produktive 
Investitionen in anderen Unternehmen als 
KMU aus dem mit der Verordnung (EU) 
2021/1056 des Europäischen Parlaments 
und des Rates5 eingerichteten Fonds für 
einen gerechten Übergang (JTF) zu 
finanzieren, ohne dass eine Lückenanalyse 
erforderlich ist und unabhängig von den 
Ergebnissen einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden, wobei 
die territorialen Kriterien zu 
berücksichtigen sind.

_________________ _________________
5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1. 5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 64
Raquel García Hermida-Van Der Walle, Dan Barna, Elsi Katainen, Ľubica Karvašová, 
Ciaran Mullooly
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds in 
diesen kritischen Bereichen zu schaffen, 
sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 
sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, einschließlich 
digitaler Kapazitäten in den Bereichen 
Cloud, KI und Hochleistungsrechnen oder 
der Dekarbonisierung und 
Kreislauffähigkeit von 
Produktionsverfahren und Produkten, z. B. 
in der Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für Investitionen, 
die zu den STEP-Zielen beitragen, 
vorgesehene Möglichkeit, produktive 
Investitionen in anderen Unternehmen als 
KMU aus dem mit der Verordnung (EU) 
2021/1056 des Europäischen Parlaments 
und des Rates5 eingerichteten Fonds für 
einen gerechten Übergang (JTF) zu 

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds in 
diesen kritischen Bereichen zu schaffen, 
sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden, wobei der 
Schwerpunkt auf KMU beibehalten 
werden sollte. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 
sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, einschließlich 
digitaler Kapazitäten in den Bereichen 
Cloud, KI und Hochleistungsrechnen oder 
der Dekarbonisierung und 
Kreislauffähigkeit von 
Produktionsverfahren und Produkten, z. B. 
in der Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für Investitionen, 
die zu den STEP-Zielen beitragen, 
vorgesehene Möglichkeit, produktive 
Investitionen in anderen Unternehmen als 
KMU aus dem mit der Verordnung (EU) 
2021/1056 des Europäischen Parlaments 
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finanzieren, ohne dass eine Lückenanalyse 
erforderlich ist und unabhängig von den 
Ergebnissen einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden.

und des Rates5 eingerichteten Fonds für 
einen gerechten Übergang (JTF) zu 
finanzieren, ohne dass eine Lückenanalyse 
erforderlich ist und unabhängig von den 
Ergebnissen einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden, wobei 
der Schwerpunkt auf KMU beibehalten 
wird.

_________________ _________________
5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1. 5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 65
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs 
Investitionen unterstützt werden, die zu 
den Zielen der „Plattform für strategische 
Technologien für Europa“ (STEP) 
beitragen, mit der die technologische 
Führungsrolle Europas gestärkt werden 
soll. Um weitere Anreize für Investitionen 
aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds 
in diesen kritischen Bereichen zu 
schaffen, sollte die Beschränkung des 
Gesamtbeitrags des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Prioritäten 
aufgehoben und die Möglichkeit für die 
Mitgliedstaaten, eine höhere 
Vorfinanzierung für entsprechende 
Programmänderungen zu erhalten, 
erweitert werden. Darüber hinaus sollten 
die Möglichkeiten zur Finanzierung 
produktiver Investitionen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, in anderen 
Unternehmen als KMU auf alle Regionen 
ausgeweitet werden. Ebenso sollten solche 
Investitionen auch in Regionen möglich 

(7) Aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds können innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs und unter 
Beachtung ihres vorrangigen Ziels der 
Verringerung regionaler 
Ungleichgewichte gemäß Artikel 174 
AEUV Investitionen unterstützt werden, 
die im Einklang mit den 
Entwicklungsstrategien der 
Mitgliedstaaten und Regionen zu 
technologischen Innovationen und zur 
industriellen Wettbewerbsfähigkeit 
beitragen. Jede Unterstützung für 
Projekte, die zu den Zielen der Plattform 
für strategische Technologien für Europa 
(STEP) beitragen, muss von den 
regionalen und nationalen Behörden 
genehmigt werden und wird in weniger 
entwickelten Regionen und 
Übergangsregionen bevorzugt behandelt. 
Der Gesamtbeitrag des EFRE und des 
Kohäsionsfonds zu diesen Investitionen 
wird begrenzt, damit der Großteil der 
Mittel weiterhin für den regionalen 
Zusammenhalt, die Infrastruktur und die 
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sein, in denen sie die industrielle 
Anpassung im Zusammenhang mit dem 
digitalen Wandel erleichtern, 
einschließlich digitaler Kapazitäten in den 
Bereichen Cloud, KI und 
Hochleistungsrechnen oder der 
Dekarbonisierung und Kreislauffähigkeit 
von Produktionsverfahren und 
Produkten, z. B. in der 
Automobilindustrie oder in 
energieintensiven Wirtschaftszweigen. 
Darüber hinaus sollte die für 
Investitionen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, vorgesehene Möglichkeit, 
produktive Investitionen in anderen 
Unternehmen als KMU aus dem mit der 
Verordnung (EU) 2021/1056 des 
Europäischen Parlaments und des Rates5 
eingerichteten Fonds für einen gerechten 
Übergang (JTF) zu finanzieren, ohne 
dass eine Lückenanalyse erforderlich ist 
und unabhängig von den Ergebnissen 
einer solchen Analyse, auf alle 
Investitionen ausgeweitet werden.

Diversifizierung der regionalen 
Wirtschaft fließt. Produktive Investitionen 
in anderen Unternehmen als KMU können 
nur in weniger entwickelten Regionen 
unterstützt werden oder wenn diese 
Investitionen nachweislich dazu 
beitragen, bestimmte industrielle oder 
technologische Lücken, die durch eine 
Lückenanalyse auf regionaler Ebene 
ermittelt wurden, zu schließen. Mit diesem 
Ansatz wird sichergestellt, dass die 
öffentliche Unterstützung einen Mehrwert 
für die Entwicklung der Region bringt 
und private Investitionen nicht verdrängt 
oder wohlhabendere Regionen bevorzugt 
werden. Zusätzlich werden alle 
Investitionen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen und aus dem Fonds für einen 
gerechten Übergang (JTF) finanziert 
werden, weiterhin einer Lückenanalyse 
unterzogen, um zu überprüfen, ob die 
Unterstützung im Kontext der 
Anforderungen des sozioökonomischen 
Wandels der Region relevant und 
notwendig ist.

_________________
5 ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 1.

Or. en

Änderungsantrag 66
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Produktive Investitionen in 
anderen Unternehmen als KMU sollten 
an Mindestbedingungen im Sozial- und 
Umweltbereich geknüpft werden, 
darunter die Offenlegung glaubwürdiger 
Klimaschutzpläne gemäß der Definition 
in der Richtlinie (EU) 2022/2464, die 
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Einhaltung sozialer Normen und 
Arbeitsnormen, einschließlich 
Tarifverhandlungen, die Einhaltung von 
Tarifverträgen und die Unterstützung der 
Weiterbildung und Höherqualifizierung 
von Arbeitnehmern, der Nachweis eines 
verantwortungsvollen Steuerverhaltens, 
die Verpflichtung, für einen Zeitraum von 
[fünf] Jahren nach Gewährung der 
Finanzhilfe keine Tätigkeiten in 
Drittländer innerhalb oder außerhalb des 
EWR zu verlagern, ein vorübergehendes 
Verbot oder Beschränkungen für 
Dividendenzahlungen und/oder 
Aktienrückkäufe für einen Zeitraum von 
[fünf] Jahren nach Gewährung der 
Finanzhilfe.

Or. en

Änderungsantrag 67
Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Um das kohäsionspolitische Ziel 
einzuhalten und eine unverhältnismäßige 
Konzentration der Mittel auf stärker 
entwickelte Regionen zu vermeiden, 
sollten die Investitionen aus dem EFRE 
und dem Kohäsionsfonds, insbesondere 
diejenigen zur Unterstützung von KMU 
oder Tätigkeiten im Verteidigungsbereich, 
weiterhin vorrangig in weniger 
entwickelte Regionen und 
Übergangsregionen fließen. Bei der 
Unterstützung von Unternehmen in 
stärker entwickelten Regionen sollten 
klare regionenübergreifende Vorteile 
erkennbar sein, und die Bemühungen 
zum Abbau regionaler Ungleichheiten 
dürfen nicht untergraben werden.

Or. en
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Änderungsantrag 68
Ciaran Mullooly, Ľubica Karvašová, Dan Barna

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Im Interesse der 
Gleichbehandlung von Mitgliedstaaten, 
die den Fonds für einen gerechten 
Übergang im Rahmen eigenständiger 
Programme und nicht im Rahmen von 
Programmen in Verbindung mit dem 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung umsetzen, ist es unerlässlich, 
den Förderzeitraum für solche 
Programme um ein Jahr zu verlängern, 
vorbehaltlich einer Neuprogrammierung 
des entsprechenden Prozentsatzes der 
Programmmittel für die neuen 
strategischen Prioritäten im Einklang mit 
den Zielen der Halbzeitüberprüfung.

Or. en

Änderungsantrag 69
André Rougé, Rody Tolassy, Marie-Luce Brasier-Clain, Irmhild Boßdorf

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Da bei öffentlichen Aufträgen, die 
aus europäischen Mitteln finanziert 
werden, gemäß dem Unionsrecht 
Unternehmen mit Sitz in der 
Europäischen Union Vorrang eingeräumt 
werden muss, um die Beschäftigung vor 
Ort zu fördern, die industriellen 
Kapazitäten zu erhalten und die 
wirtschaftliche Souveränität der Union zu 
stärken, sind Unternehmen, die 
mehrheitlich in Drittländern ansässig 
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sind, ausgeschlossen.

Or. fr

Änderungsantrag 70
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der Fazilität 
„Connecting Europe“, der STEP und der 
Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung der 
Leitung und Verteilung von Strom, 
einschließlich Mikronetzen, und der damit 
verbundenen unterstützenden 
Infrastrukturen und Systeme sowie des 
Aufbaus von Ladeinfrastruktur festgelegt 
wird. Um die Investitionen in diesen 
Bereichen zu beschleunigen, sollte für die 
diesem spezifischen Ziel zugewiesenen 
Prioritäten eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der im 
Rahmen dieser Prioritäten eingeplanten 
Beträge gewährt werden und die 
Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden zur 
Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit beitragen, 
indem Investitionen in die 
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hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Modernisierung, intelligente Gestaltung 
und Digitalisierung der Netze sowie in 
Maßnahmen zur Steigerung der 
Flexibilität, Sicherheit und Resilienz der 
Systeme gegenüber Cyber-, physischen 
und hybriden Bedrohungen und zur 
Anpassung an den Klimawandel gefördert 
werden. Außerdem werden sie 
Bürgerinnen und Bürgern sowie 
Unternehmen, einschließlich 
energieintensiven Unternehmen, den 
Zugang zu stabilerer, resilienterer und 
erschwinglicherer Energie in einem 
weniger fragmentierten 
Energiebinnenmarkt ermöglichen und ihre 
Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
stärken. Darüber hinaus ermöglicht die 
Ausweitung der Unterstützung aus dem 
EFRE für Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en

Änderungsantrag 71
Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle, Dan Barna, Ciaran 
Mullooly

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der Fazilität 
„Connecting Europe“, der STEP und der 
Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung der 
Leitung und Verteilung von Strom und 
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des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

der damit verbundenen unterstützenden 
Infrastrukturen und Systeme sowie des 
Aufbaus von Ladeinfrastruktur festgelegt 
wird. Um die Investitionen in diesen 
Bereichen zu beschleunigen, sollte für die 
diesem spezifischen Ziel zugewiesenen 
Prioritäten eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der im 
Rahmen dieser Prioritäten eingeplanten 
Beträge gewährt werden und die 
Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden zur 
Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit beitragen, 
indem Investitionen in die 
Modernisierung, intelligente Gestaltung 
und Digitalisierung der Netze sowie in 
Maßnahmen zur Steigerung der 
Flexibilität, Sicherheit und Resilienz der 
Systeme gegenüber Cyber-, physischen 
und hybriden Bedrohungen gefördert 
werden. Außerdem werden sie 
Bürgerinnen und Bürgern sowie 
Unternehmen, einschließlich 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, den 
Zugang zu stabilerer und vielfältigerer 
Energie in einem weniger fragmentierten 
Energiebinnenmarkt erleichtern und ihre 
Nachhaltigkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
stärken. Darüber hinaus ermöglicht die 
Ausweitung der Unterstützung aus dem 
EFRE für Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en

Änderungsantrag 72
Dario Tamburrano, Valentina Palmisano
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der Fazilität 
„Connecting Europe“, der STEP und der 
Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung der 
effizienten Integration von Strom aus 
erneuerbaren Energiequellen und der 
damit verbundenen Investitionen in den 
Ausbau, die Modernisierung und die 
Digitalisierung der Leitungs- und 
Verteilungsnetze sowie des Aufbaus von 
Ladeinfrastruktur festgelegt wird. Um die 
Investitionen in diesen Bereichen zu 
beschleunigen, sollte für die diesem 
spezifischen Ziel zugewiesenen Prioritäten 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der im Rahmen dieser 
Prioritäten eingeplanten Beträge gewährt 
werden und die Möglichkeit bestehen, 
einen Kofinanzierungssatz der Union von 
bis zu 100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden die 
Energiesicherheit verbessern und 
Bürgerinnen und Bürgern sowie 
Unternehmen, einschließlich 
energieintensiven Industriezweigen, den 
Zugang zu Strom zu erschwinglichen und 
stabilen Preisen ermöglichen, indem die 
Fragmentierung des 
Energiebinnenmarkts verringert und 
dessen Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
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Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en

Änderungsantrag 73
Dan Barna, Ľubica Karvašová

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % für öffentliche-rechtliche 
Gebietskörperschaften, kleine und 
mittlere Unternehmen, 
Familienunternehmen und 
Einzelunternehmer in weniger 
entwickelten Regionen und 
Übergangsregionen zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
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Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en

Änderungsantrag 74
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sowie 
unter Berücksichtigung aller kritischen 
Sektoren, einschließlich des 
Gesundheitswesens aufgrund des 
bekannten hohen Energieverbrauchs von 
Krankenhäusern, sollten die Investitionen 
im Rahmen der STEP und der 
Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
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30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en

Änderungsantrag 75
Denis Nesci, Antonella Sberna, Francesco Ventola, Giuseppe Milazzo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
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des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungs- und 
Verteilungsinfrastruktur sowie des 
Aufbaus von Ladeinfrastruktur und zum 
Schutz und zur Sicherung der Leitungs- 
und Verteilungsinfrastruktur festgelegt 
wird. Um die Investitionen in diesen 
Bereichen zu beschleunigen, sollte für die 
diesem spezifischen Ziel zugewiesenen 
Prioritäten eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der im 
Rahmen dieser Prioritäten eingeplanten 
Beträge gewährt werden und die 
Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en

Änderungsantrag 76
Andrzej Buła, Jacek Protas

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungs- und 
Verteilungsinfrastruktur sowie des 
Aufbaus von Ladeinfrastruktur und zum 
Schutz und zur Sicherung der Leitungs- 
und Verteilungsinfrastruktur festgelegt 
wird. Um die Investitionen in diesen 
Bereichen zu beschleunigen, sollte für die 
diesem spezifischen Ziel zugewiesenen 
Prioritäten eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der im 
Rahmen dieser Prioritäten eingeplanten 
Beträge gewährt werden und die 
Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en
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Änderungsantrag 77
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und 
zur Förderung einer sauberen Mobilität 
sollten die Investitionen im Rahmen der 
STEP und der Infrastrukturfazilität für 
alternative Kraftstoffe ergänzt werden, 
indem für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds im Rahmen des 
politischen Ziels 2 ein neues spezifisches 
Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden 
und die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt 
sein, nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Stärkung der Resilienz und der Stabilität 
der Energiesysteme und zur Förderung 
einer sauberen Mobilität können die 
Mitgliedstaaten im Einklang mit ihren 
nationalen Energiestrategien und 
Prioritäten beschließen, Investitionen im 
Rahmen des EFRE und des 
Kohäsionsfonds im Rahmen bestehender 
politischer Ziele in Verbindungsleitungen 
und die damit verbundene 
Leitungsinfrastruktur sowie den Aufbau 
von Ladeinfrastruktur zu unterstützen. Mit 
solchen Investitionen sollen die regionale 
Energieversorgungssicherheit, die 
Erschwinglichkeit und die 
Wettbewerbsfähigkeit verbessert werden, 
und sie bedürfen der Genehmigung durch 
die zuständigen nationalen und 
regionalen Behörden. Der Spielraum für 
höhere Kofinanzierungs- und 
Vorfinanzierungssätze der Union wird auf 
einem Niveau beibehalten, mit dem 
Ausgewogenheit zwischen der nationalen 
und der gemeinsamen Verantwortung für 
die Investitionen gewährleistet ist. 
Unterstützung für 
Dekarbonisierungsprojekte kann gewährt 
werden, wenn diese Projekte nachweislich 
zur Wettbewerbsfähigkeit, 
technologischen Modernisierung und 
wirtschaftlichen Entwicklung der 
Regionen beitragen, wobei der 
Energiemix und die Souveränität der 
Mitgliedstaaten über ihre 
Energieentscheidungen uneingeschränkt 
zu wahren sind.
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Vorrang einzuräumen.

Or. en

Änderungsantrag 78
Paulo Do Nascimento Cabral

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen mit besonderem 
Augenmerk auf die Iberische Halbinsel 
und der damit verbundenen 
Leitungsinfrastruktur sowie des Aufbaus 
von Ladeinfrastruktur festgelegt wird. Um 
die Investitionen in diesen Bereichen zu 
beschleunigen, sollte für die diesem 
spezifischen Ziel zugewiesenen Prioritäten 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der im Rahmen dieser 
Prioritäten eingeplanten Beträge gewährt 
werden und die Möglichkeit bestehen, 
einen Kofinanzierungssatz der Union von 
bis zu 100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
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Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en

Änderungsantrag 79
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und 
zur Förderung einer sauberen Mobilität 
sollten die Investitionen im Rahmen der 
STEP und der Infrastrukturfazilität für 
alternative Kraftstoffe ergänzt werden, 
indem für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds im Rahmen des 
politischen Ziels 2 ein neues spezifisches 
Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit und zur 
Beschleunigung der Integration der 
Stromnetze der Mitgliedstaaten sollte für 
den EFRE und den Kohäsionsfonds im 
Rahmen des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung 
grenzüberschreitender Stromnetze 
festgelegt werden. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Zulässige Anträge 
von Mitgliedstaaten mit einer 
unterdurchschnittlichen Restfehlerquote 
im Rahmen des EFRE und des 
Kohäsionsfonds werden automatisch 
bewilligt. Die Verwaltungsbehörden sollten 
bestrebt sein, nach Möglichkeit ein 
Höchstmaß an privaten Finanzmitteln zu 
mobilisieren. Um sicherzustellen, dass 
diese Mittel wirksam eingesetzt werden, ist 
es unerlässlich, dass die Ausgaben auf 
europäischer Ebene durch die 
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energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Einrichtung eines unabhängigen 
europäischen Fernleitungsnetzbetreiber 
(EU ISO) koordiniert werden.1a Diese 
verstärkten Investitionsanstrengungen 
werden energieintensiven 
Wirtschaftszweigen den Zugang zu 
stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken.

_________________
1a Heussaff, C., Zachmann, G., 
12. Februar 2025, Upgrading Europe's 
electricity grid is about more than just 
money: Interconnection is vital for 
European energy security, 
decarbonisation and cost reduction. 
Bruegel.

Or. en

Begründung

Der Änderungsantrag zielt darauf ab, gezielte Investitionen in die mobilitätsbezogene 
Infrastruktur zu fördern. Ein Kofinanzierungssatz in Höhe von 100 % ist aufgrund des 
gemeinsamen europäischen Interesses und des hohen Maßes an Koordinierung gerechtfertigt, 
das erforderlich ist, um eine effiziente Nutzung der Mittel durch die Einrichtung eines 
unabhängigen europäischen Fernleitungsnetzbetreibers (EU ISO) zu gewährleisten. Dies ist 
insbesondere für viele Mitgliedstaaten in Mittel- und Osteuropa, die Mittel aus dem 
Kohäsionsfonds erhalten, relevant, um das Potenzial der Erzeugung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen zu erschließen.

Änderungsantrag 80
Rody Tolassy, André Rougé, Julien Leonardelli, Marie-Luce Brasier-Clain, Denis Nesci

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
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Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % und für die Regionen in äußerster 
Randlage in Höhe von 50 % und der im 
Rahmen dieser Prioritäten eingeplanten 
Beträge gewährt werden und die 
Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. fr

Änderungsantrag 81
Marta Wcisło

Vorschlag für eine Verordnung



AM\1321556DE.docx 79/157 PE773.414v01-00

DE

Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

(8) Zur Verbesserung der 
Energieversorgungssicherheit, zur 
Beschleunigung der Energiewende und zur 
Förderung einer sauberen Mobilität sollten 
die Investitionen im Rahmen der STEP und 
der Infrastrukturfazilität für alternative 
Kraftstoffe ergänzt werden, indem für den 
EFRE und den Kohäsionsfonds im Rahmen 
des politischen Ziels 2 ein neues 
spezifisches Ziel zur Förderung von 
Verbindungsleitungen und der damit 
verbundenen Leitungsinfrastruktur sowie 
des Aufbaus von Ladeinfrastruktur 
festgelegt wird. Um die Investitionen in 
diesen Bereichen zu beschleunigen, sollte 
für die diesem spezifischen Ziel 
zugewiesenen Prioritäten eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
35 % der im Rahmen dieser Prioritäten 
eingeplanten Beträge gewährt werden und 
die Möglichkeit bestehen, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % zu beantragen. Die 
Verwaltungsbehörden sollten bestrebt sein, 
nach Möglichkeit ein Höchstmaß an 
privaten Finanzmitteln zu mobilisieren. 
Diese verstärkten 
Investitionsanstrengungen werden 
energieintensiven Wirtschaftszweigen den 
Zugang zu stabileren und vielfältigeren 
Energiequellen in einem weniger 
fragmentierten Energiebinnenmarkt 
ermöglichen und ihre Nachhaltigkeit und 
Wettbewerbsfähigkeit stärken. Darüber 
hinaus ermöglicht die Ausweitung der 
Unterstützung aus dem EFRE für 
Dekarbonisierungsprojekte 
energieintensiven Wirtschaftszweigen, 
Innovationen mit großer Wirkung im 
Einklang mit den Klimazielen der EU 
Vorrang einzuräumen.

Or. en
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Änderungsantrag 82
Andrey Novakov

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) Um die Resilienz des 
Energiesystems der EU und die 
Wettbewerbsfähigkeit von 
Übergangsregionen sicherzustellen, 
sollten Stromspeicherinfrastrukturen mit 
langer Speicherdauer, wie beispielsweise 
Pumpspeicherkraftwerke, im Rahmen der 
Kohäsionspolitik förderfähig sein. Diese 
Investitionen ermöglichen die Integration 
erneuerbarer Energien, tragen zur 
Reduzierung der 
Einspeisebeschränkungen für 
erneuerbare Energien bei und sichern die 
Netzstabilität, insbesondere in Regionen, 
die aus der Stromerzeugung auf der 
Grundlage fossiler Brennstoffe 
aussteigen.

Or. en

Begründung

Mit dem vorgeschlagenen Änderungsantrag sollen die Finanzierungsinstrumente der 
Kohäsionspolitik an die strategischen Prioritäten der Energiewende der Europäischen Union 
angepasst werden, insbesondere an den Ausbau von Infrastrukturen für die 
Langzeitspeicherung von Strom, beispielsweise Pumpspeicherkraftwerke. Der 
Änderungsvorschlag ist daher: rechtssicher und baut auf bestehenden 
Anspruchsvoraussetzungen und Definitionen auf; politisch kohärent und abgestimmt auf neue 
Finanzierungs- und Kennzeichnungsinstrumente der EU; praktisch erforderlich, um während 
des Zeitfensters für die Neuprogrammierung Mittel für umsetzungsreife strategische Projekte 
für Pumpspeicherkraftwerke freizusetzen.

Änderungsantrag 83
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) Im Rahmen der Kohäsionspolitik 
müssen Mittel bereitgestellt werden, um 
die Energieversorgungssicherheit, die 
Erschwinglichkeit und den Zugang zu 
Energie für alle Regionen und 
Bürgerinnen und Bürger sicherzustellen, 
wobei das Recht der Mitgliedstaaten auf 
die Wahl ihres Energiemixes, 
einschließlich der Nutzung 
konventioneller Energiequellen im 
Inland, zu achten ist.

Or. en

Änderungsantrag 84
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große 
grenzüberschreitende Vorhaben 
unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung 
aus dem EFRE für Investitionen in 
Projekte, die an einem IPCEI beteiligt sind 
und von der Kommission gemäß 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) und der 
Mitteilung C(2021) 8481 genehmigt 

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. Zur 
Unterstützung der Entwicklung der 
regionalen Wirtschaft und der 
Diversifizierung der Industrie können aus 
dem EFRE in hinreichend begründeten 
Fällen Investitionen in Projekte unterstützt 
werden, die an einem IPCEI beteiligt sind 
und von der Kommission gemäß 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b des 
Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) genehmigt 
wurden, sofern diese Projekte 
nachweislich zur sozioökonomischen 
Entwicklung weniger entwickelter 
Regionen und von Übergangsregionen 
beitragen und von den zuständigen 
nationalen und regionalen Behörden im 
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wurden, in allen Kategorien von Regionen 
zulässig sein. Darüber hinaus sollten für 
Vorhaben, die zu einem von der 
Kommission genehmigten IPCEI 
beitragen, vereinfachte Auswahlverfahren 
gelten.

Rahmen des kohäsionspolitischen 
Programms genehmigt wurden. Vorhaben, 
die zu einem IPCEI beitragen, unterliegen 
den für alle Projekte im Rahmen der 
Kohäsionspolitik geltenden 
Auswahlverfahren und Anforderungen, 
wodurch Gleichbehandlung, Transparenz 
und die Übereinstimmung mit den 
regionalen Entwicklungsstrategien 
gewährleistet werden. Eine automatische 
Förderfähigkeit oder Ausnahmeregelung 
wird nicht allein aufgrund des IPCEI-
Status gewährt.

Or. en

Änderungsantrag 85
André Rougé, Rody Tolassy, Marie-Luce Brasier-Clain, Irmhild Boßdorf

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große grenzüberschreitende 
Vorhaben unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung aus 
dem EFRE für Investitionen in Projekte, 
die an einem IPCEI beteiligt sind und von 
der Kommission gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und der Mitteilung C(2021) 8481 
genehmigt wurden, in allen Kategorien von 
Regionen zulässig sein. Darüber hinaus 

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große grenzüberschreitende 
Vorhaben unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung aus 
dem EFRE für Investitionen in Projekte, 
die an einem IPCEI beteiligt sind und von 
der Kommission gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und der Mitteilung C(2021) 8481 
genehmigt wurden, in allen Kategorien von 
Regionen zulässig sein. Die Unterstützung 
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sollten für Vorhaben, die zu einem von der 
Kommission genehmigten IPCEI 
beitragen, vereinfachte Auswahlverfahren 
gelten.

aus dem EFRE für IPCEI ist 
Unternehmen vorbehalten, deren Kapital 
mehrheitlich von natürlichen oder 
juristischen Personen mit Sitz in einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten gehalten 
wird. Darüber hinaus sollten für Vorhaben, 
die zu einem von der Kommission 
genehmigten IPCEI beitragen, vereinfachte 
Auswahlverfahren gelten.

Or. fr

Änderungsantrag 86
Dan Barna, Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große grenzüberschreitende 
Vorhaben unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung aus 
dem EFRE für Investitionen in Projekte, 
die an einem IPCEI beteiligt sind und von 
der Kommission gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und der Mitteilung C(2021) 8481 
genehmigt wurden, in allen Kategorien von 
Regionen zulässig sein. Darüber hinaus 
sollten für Vorhaben, die zu einem von der 
Kommission genehmigten IPCEI 
beitragen, vereinfachte Auswahlverfahren 

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große grenzüberschreitende 
Vorhaben unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung aus 
dem EFRE für Investitionen in Projekte, 
die an einem IPCEI beteiligt sind und von 
der Kommission gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und der Mitteilung C(2021) 8481 
genehmigt wurden, in allen Kategorien von 
Regionen zulässig sein, wobei den weniger 
entwickelten Regionen im Einklang mit 
den Zielen und dem Anwendungsbereich 
des EFRE und des Kohäsionsfonds 
Vorrang einzuräumen ist. Darüber hinaus 
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gelten. sollten für Vorhaben, die zu einem von der 
Kommission genehmigten IPCEI 
beitragen, vereinfachte Auswahlverfahren 
gelten.

Or. en

Änderungsantrag 87
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große grenzüberschreitende 
Vorhaben unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung aus 
dem EFRE für Investitionen in Projekte, 
die an einem IPCEI beteiligt sind und von 
der Kommission gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und der Mitteilung C(2021) 8481 
genehmigt wurden, in allen Kategorien von 
Regionen zulässig sein. Darüber hinaus 
sollten für Vorhaben, die zu einem von der 
Kommission genehmigten IPCEI 
beitragen, vereinfachte Auswahlverfahren 
gelten.

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große grenzüberschreitende 
Vorhaben unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung aus 
dem EFRE für Investitionen in Projekte, 
die an einem IPCEI beteiligt sind und von 
der Kommission gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und der Mitteilung C(2021) 8481 
genehmigt wurden, in allen Kategorien von 
Regionen zulässig sein. Darüber hinaus 
sollten für Vorhaben, die zu einem von der 
Kommission und dem Europäischen 
Parlament genehmigten IPCEI beitragen, 
vereinfachte Auswahlverfahren gelten.

Or. en
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Änderungsantrag 88
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das eine europaweite 
Zusammenarbeit für innovative 
Technologien oder gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große grenzüberschreitende 
Vorhaben unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung aus 
dem EFRE für Investitionen in Projekte, 
die an einem IPCEI beteiligt sind und von 
der Kommission gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und der Mitteilung C(2021) 8481 
genehmigt wurden, in allen Kategorien von 
Regionen zulässig sein. Darüber hinaus 
sollten für Vorhaben, die zu einem von der 
Kommission genehmigten IPCEI 
beitragen, vereinfachte Auswahlverfahren 
gelten.

(9) Wichtige Vorhaben von 
gemeinsamem europäischem Interesse 
(IPCEI) ergeben sich aus einem 
Beihilfeinstrument, das gesamteuropäische 
Infrastrukturen erfordert. IPCEI sind 
Vorhaben, die große grenzüberschreitende 
Vorhaben unterstützen und fördern, die als 
wesentlich für das Wirtschaftswachstum, 
die Innovation und die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union gelten. 
Um die Entwicklung neuer IPCEI und die 
Umsetzung der bestehenden Vorhaben zu 
beschleunigen, sollte die Unterstützung aus 
dem EFRE für Investitionen in Projekte, 
die an einem IPCEI beteiligt sind und von 
der Kommission gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) und der Mitteilung C(2021) 8481 
genehmigt wurden, in allen Kategorien von 
Regionen zulässig sein. Darüber hinaus 
sollten für Vorhaben, die zu einem von der 
Kommission und dem Europäischen 
Parlament genehmigten IPCEI beitragen, 
vereinfachte Auswahlverfahren gelten.

Or. en

Änderungsantrag 89
Dario Tamburrano, Valentina Palmisano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9a) Energiegemeinschaften verfügen 
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über ein beträchtliches Potenzial, private 
Investitionen für erneuerbare Energien 
zu mobilisieren. Diese Initiativen 
entfalten oft einen starken 
Multiplikatoreffekt und tragen positiv zur 
Entwicklung vor Ort bei, unter anderem 
durch die Sicherstellung stabiler und 
erschwinglicher Energiepreise. Trotz 
ihres Potenzials sehen sich 
Energiegemeinschaften häufig mit 
Hindernissen konfrontiert, beispielsweise 
beim Zugang zu öffentlichen und privaten 
Finanzmitteln, einschließlich der 
Finanzierung im Rahmen der 
Kohäsionspolitik. Zur Förderung einer 
inklusiven und fairen Energiewende 
sollten die Mitgliedstaaten und 
Verwaltungsbehörden ihre Unterstützung 
für Energieinitiativen auf kommunaler 
Ebene im Rahmen der Programme der 
Kohäsionspolitik verstärken, indem sie die 
Finanzierungsverfahren vereinfachen, 
den Verwaltungsaufwand verringern und 
die Verfügbarkeit technischer und 
finanzieller Beratungsdienste für lokale 
Akteure verbessern. Beratungsdienste 
sollten für eine direkte Unterstützung in 
Frage kommen, um neuen 
Energiegemeinschaften mit Rat und 
Fachwissen zur Seite zu stehen. Überdies 
sollten die Mitgliedstaaten und 
Verwaltungsbehörden prüfen, ob neben 
den traditionellen Finanzhilfen auch 
Finanzinstrumente im Rahmen des 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE), des Fonds für 
einen gerechten Übergang (JTF) und des 
Kohäsionsfonds eingesetzt werden 
können, um Lücken in der privaten 
Finanzierung von Energiegemeinschaften 
zu schließen. Besonders wichtig wäre die 
Bereitstellung technischer und 
finanzieller Beratung, da die 
Mitgliedstaaten bis zum 17. Juli 2026 
Artikel 15a der Richtlinie 2024/1711 zur 
Förderung der gemeinsamen 
Energienutzung umsetzen müssen, 
weshalb es für die Unterstützung dieser 
Initiativen unerlässlich ist, dass den 
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Bürgerinnen und Bürgern Hilfe zur 
Verfügung steht.

Or. en

Änderungsantrag 90
Marcos Ros Sempere, Dragoş Benea, Nora Mebarek, Sérgio Gonçalves, Andi Cristea, 
Rosa Serrano Sierra, Hannes Heide, Klára Dobrev, Sakis Arnaoutoglou, Raffaele Topo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 

(10) Erschwinglicher und nachhaltiger 
Wohnraum ist eine weitere 
Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Benachteiligte Gruppen sowie 
Familien mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen haben Schwierigkeiten, 
angemessenen Wohnraum zu finden, und 
sind zunehmend von Obdachlosigkeit 
bedroht. In diesem Zusammenhang 
bedarf es einer flexiblen Definition eines 
gemeinsamen EU-Rahmens für die 
Zuerkennung von Sozialwohnungen und 
erschwinglichem Wohnraum mit 
transparenten und 
nichtdiskriminierenden Kriterien. Es wird 
darauf hingewiesen, dass der Begriff 
„erschwinglicher Wohnraum“ als 
„Wohnraumkontinuum“ definiert ist, das 
Sozialwohnungen, erschwingliche 
Mietwohnungen und erschwingliches 
Wohneigentum umfasst. Gleichzeitig 
sollten die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften mit einer solchen 
Definition in die Lage versetzt werden, 
mögliche Zielgruppen wie Haushalte mit 
niedrigem und mittlerem Einkommen zu 
ermitteln, die sich unter marktüblichen 
Bedingungen keinen Wohnraum leisten 
können. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
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Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten mit der Richtlinie über 
die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
verknüpft sein und die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen der Grundsätze und Werte des 
Neuen Europäischen Bauhauses diese 
neuen Möglichkeiten in vollem Umfang 
genutzt werden. Kosten, die durch die 
vorübergehende Anmietung von 
Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf 
regionaler und lokaler Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 91
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise, Mieten und 
Energiekosten in den letzten Jahren in den 
Vordergrund gerückt ist. Um den 
Mitgliedstaaten und Regionen Anreize zu 
bieten, die Investitionen aus dem EFRE 
und dem Kohäsionsfonds innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs in den 
Bau und die Renovierung des Bestands an 
bezahlbarem und energieeffizientem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Solche 
Wohnungsbauvorhaben unterliegen den 
Anforderungen der Richtlinie über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
(EPBD) und sollten im Einklang mit den 
nationalen Plänen der Mitgliedstaaten zur 
Renovierung von Gebäuden durchgeführt 
werden, einschließlich der Verpflichtung, 
die Sanierung der am schlechtesten 
bewerteten Segmente des 
Wohnungsbestands vorrangig anzugehen, 
Unterstützung für schutzbedürftige 
Haushalte, von Energiearmut betroffene 
Personen und Menschen in 
Sozialwohnungen vorzusehen sowie die 
Erzeugung erneuerbarer Energie vor Ort, 
in der Nähe oder aus einer 
Energiegemeinschaft, effiziente 
Fernwärme- sowie Fernkältesysteme zu 
fördern. Diese Prioritäten sollten die 
Möglichkeit beinhalten, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
100 % anzuwenden und eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der eingeplanten Beträge zu erhalten, 
um die Belastung der öffentlichen 
Haushalte zu verringern. Beispielsweise 
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sollten bei Investitionen im Rahmen des 
Neuen Europäischen Bauhauses diese 
neuen Möglichkeiten in vollem Umfang 
genutzt und die InvestEU-Komponente 
für Renovierungsdarlehen als 
Dienstleistung zur Unterstützung einer 
effizienten Gebäudesanierung und der 
Schaffung von erschwinglicherem 
Wohnraum, gestützt durch eine EU-
Garantie, gefördert werden. Kosten, die 
durch die vorübergehende Anmietung von 
Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 92
Denis Nesci, Antonella Sberna, Francesco Ventola, Giuseppe Milazzo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Benachteiligte Gruppen und 
einkommensschwache Familien sind 
noch stärker betroffen, da sie größere 
Schwierigkeiten beim Zugang zu 
Wohnraum haben und ein erhöhtes 
Risiko der Obdachlosigkeit besteht. Um 
den Mitgliedstaaten und Regionen Anreize 
zu bieten, die Investitionen aus dem EFRE 
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im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

und dem Kohäsionsfonds innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs in den 
Bau und die Renovierung des Bestands an 
bezahlbarem Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten, wobei zu 
berücksichtigen ist, dass die Definition 
von Erschwinglichkeit je nach den 
Gegebenheiten der einzelnen 
Mitgliedstaaten variieren kann. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 93
Dan Barna, Ľubica Karvašová

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten auf weniger entwickelte 
Regionen ausgerichtet sein und die 
Möglichkeit beinhalten, in bestimmten 
Fällen, in denen die Endbegünstigten zu 
schutzbedürftigen Gruppen gehören, 
einen Kofinanzierungssatz der Union von 
bis zu 100 % anzuwenden und eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % der eingeplanten Beträge 
zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte der weniger 
entwickelten Regionen zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, wenn eine 
Ersatzunterkunft unbedingt erforderlich 
ist und der Zeitraum nicht länger als 
zwölf Monate beträgt, ebenso wie die 
Kosten für Reformen im Wohnungsbau, 
wie z. B. vorbereitende Arbeiten für 
Verbesserungen bei der Regulierung des 
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Wohnungsmarkts und der Erteilung von 
Genehmigungen auf lokaler und städtischer 
Ebene. In diesem Zusammenhang sollte 
auch die Unterstützung aus dem JTF 
geklärt werden.

Or. en

Änderungsantrag 94
Dario Tamburrano, Valentina Palmisano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise, Mieten und 
Energiekosten in den letzten Jahren in den 
Vordergrund gerückt ist. Um den 
Mitgliedstaaten und Regionen Anreize zu 
bieten, die Investitionen aus dem EFRE 
und dem Kohäsionsfonds innerhalb ihres 
jeweiligen Anwendungsbereichs in den 
Bau und die Renovierung des Bestands an 
bezahlbarem und energieeffizientem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten, indem 
Investitionen in Gebäude mit der 
schlechtesten Energieeffizienz gemäß der 
Richtlinie über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
sowie der Unterstützung benachteiligter 
Haushalte, von Energiearmut betroffenen 
Bürgerinnen und Bürgern und von 
Bürgerinnen und Bürgern, die in 
Sozialwohnungen leben, Vorrang 
eingeräumt wird. Diese Prioritäten sollten 
die Möglichkeit beinhalten, einen 
Kofinanzierungssatz der Union von bis zu 
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während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

100 % anzuwenden und eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der eingeplanten Beträge zu erhalten, 
um die Belastung der öffentlichen 
Haushalte zu verringern. Beispielsweise 
sollten bei Investitionen im Rahmen des 
Neuen Europäischen Bauhauses diese 
neuen Möglichkeiten in vollem Umfang 
genutzt werden. Kosten, die durch die 
vorübergehende Anmietung von 
Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 95
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
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neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Anträge 
von Mitgliedstaaten mit einer 
unterdurchschnittlichen Restfehlerquote 
im Rahmen des EFRE und des 
Kohäsionsfonds werden automatisch 
bewilligt. Kosten, die durch die 
vorübergehende Anmietung von 
Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 96
Rody Tolassy, André Rougé, Julien Leonardelli, Marie-Luce Brasier-Clain, Denis Nesci

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine (10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
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weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, die Verbesserung von 
unzumutbaren Wohnverhältnissen sowie 
die Renovierung von Häusern in 
Mieteigentum zu verdoppeln, sollten im 
Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % und für Regionen in 
äußerster Randlage in Höhe von 50 % der 
eingeplanten Beträge zu erhalten, um die 
Belastung der öffentlichen Haushalte zu 
verringern. Beispielsweise sollten bei 
Investitionen im Rahmen des Neuen 
Europäischen Bauhauses diese neuen 
Möglichkeiten in vollem Umfang genutzt 
werden. Kosten, die durch die 
vorübergehende Anmietung von 
Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.
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Or. fr

Änderungsantrag 97
Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle, Ciaran Mullooly

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 

(10) Erschwinglicher und nachhaltiger 
Wohnraum ist eine weitere 
Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
und nachhaltigem Wohnraum, 
einschließlich Sozialwohnungen, zu 
verdoppeln, sollten im Rahmen 
verschiedener politischer Ziele neue 
spezifische Ziele festgelegt werden, um 
Flexibilität bei der Programmplanung im 
Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte in allen Kategorien 
von Regionen zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
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Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 98
Marta Wcisło

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 30 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 
Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige Vorfinanzierung 
in Höhe von 35 % der eingeplanten 
Beträge zu erhalten, um die Belastung der 
öffentlichen Haushalte zu verringern. 
Beispielsweise sollten bei Investitionen im 
Rahmen des Neuen Europäischen 
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Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Bauhauses diese neuen Möglichkeiten in 
vollem Umfang genutzt werden. Kosten, 
die durch die vorübergehende Anmietung 
von Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 99
Sabrina Repp, Sofie Eriksson

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Diese 
Prioritäten sollten die Möglichkeit 
beinhalten, einen Kofinanzierungssatz der 

(10) Erschwinglicher Wohnraum ist eine 
weitere Herausforderung, die durch den 
erheblichen Anstieg der Preise und Mieten 
in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt ist. Um den Mitgliedstaaten und 
Regionen Anreize zu bieten, die 
Investitionen aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds innerhalb ihres jeweiligen 
Anwendungsbereichs in den Bau und die 
Renovierung des Bestands an bezahlbarem 
Wohnraum, einschließlich 
Sozialwohnungen, zu verdoppeln, sollten 
im Rahmen verschiedener politischer Ziele 
neue spezifische Ziele festgelegt werden, 
um Flexibilität bei der Programmplanung 
im Zusammenhang mit 
Wohnungsbauvorhaben im Rahmen 
spezieller Prioritäten zu bieten. Kosten, die 
durch die vorübergehende Anmietung von 
Ersatzunterkünften für die Bewohner 
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Union von bis zu 100 % anzuwenden und 
eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge zu erhalten, um die 
Belastung der öffentlichen Haushalte zu 
verringern. Beispielsweise sollten bei 
Investitionen im Rahmen des Neuen 
Europäischen Bauhauses diese neuen 
Möglichkeiten in vollem Umfang genutzt 
werden. Kosten, die durch die 
vorübergehende Anmietung von 
Ersatzunterkünften für die Bewohner 
während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden.

während der Renovierung entstehen, 
können ebenfalls im Rahmen dieser 
Prioritäten gefördert werden, ebenso wie 
die Kosten für Reformen im 
Wohnungsbau, wie z. B. vorbereitende 
Arbeiten für Verbesserungen bei der 
Regulierung des Wohnungsmarkts und der 
Erteilung von Genehmigungen auf lokaler 
und städtischer Ebene. In diesem 
Zusammenhang sollte auch die 
Unterstützung aus dem JTF geklärt 
werden. Eine Unterstützung im Rahmen 
des Kohäsionsfonds sollte nur für 
öffentliche Wohnungsbaugesellschaften 
und nicht für private Unternehmen 
möglich sein. Im Hinblick auf die Ziele 
der Kohäsionspolitik sollte ein 
Gleichgewicht zwischen Maßnahmen in 
städtischen und ländlichen Gebieten 
gewahrt werden. Maßnahmen zur 
Verringerung von Leerständen und zur 
Förderung sozialer und 
generationsübergreifender Wohnprojekte 
sollten vorrangig behandelt werden.

Or. en

Änderungsantrag 100
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10a) Energiegemeinschaften können 
helfen, private Kapitalinvestitionen zu 
mobilisieren, deren Schwerpunkt auf dem 
Einsatz erneuerbarer Energien, 
Energieeffizienz und 
Gebäudesanierungen liegt, um bezahlbare 
und nachhaltige emissionsfreie Gebäude 
zu verwirklichen. Bürger- und 
Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
zeichnen sich durch eine hohe 
Hebelwirkung aus und können auf 
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lokaler Ebene weitreichende 
sozioökonomische Vorteile bringen, 
darunter einen stabilen Zugang zu 
bezahlbarer Energie. Allerdings bestehen 
für solche Initiativen häufig anhaltende 
Hindernisse beim Zugang zu öffentlichen 
und privaten Finanzmitteln, 
einschließlich Mitteln der 
Kohäsionspolitik. Zur Erschließung 
dieses Investitionspotenzials und zur 
Gewährleistung einer gerechten und 
inklusiven Energiewende werden die 
Mitgliedstaaten und 
Verwaltungsbehörden aufgefordert, die 
Unterstützung für bürger- und 
gemeinschaftsorientierte 
Energieinitiativen im Rahmen der 
Programme der Kohäsionspolitik zu 
verstärken. Dies umfasst die 
Vereinfachung des Zugangs zu 
Finanzmitteln, die Verbesserung der 
Verwaltungsverfahren und die Stärkung 
der Kapazitäten für technische und 
finanzielle Beratung, die den lokalen 
Gemeinschaften zur Verfügung stehen. 
Die Verwaltungsbehörden werden 
außerdem dazu angehalten, aktiv mit 
Dachverbänden von 
Energiegemeinschaften oder bereits 
bestehenden Energiegemeinschaften 
zusammenzuarbeiten, da diese eine 
wichtige Rolle bei der Sensibilisierung, 
beim Kapazitätsaufbau und bei der 
wirksamen Ausrichtung der 
Fördermaßnahmen spielen. Diese 
Organisationen sollten für eine direkte 
Unterstützung in Frage kommen, um 
neuen Energiegemeinschaften mit 
technischer und finanzieller Beratung zur 
Seite zu stehen. Weiterhin sollten die 
Mitgliedstaaten und 
Verwaltungsbehörden erwägen, Mittel 
aus dem Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE), dem 
Fonds für einen gerechten Übergang 
(JTF) und dem Kohäsionsfonds nicht nur 
in Form von Finanzhilfen, sondern auch 
über Finanzinstrumente bereitzustellen, 
mit denen Energiegemeinschaften der 



PE773.414v01-00 102/157 AM\1321556DE.docx

DE

Zugang zu privaten Finanzmitteln 
erleichtert wird.

Or. en

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag wird hervorgehoben, dass Folgemaßnahmen zu der 
begleitenden Mitteilung der Kommission erforderlich sind, in der die Mitgliedstaaten 
aufgefordert werden, die Unterstützung für Energiegemeinschaften unter anderem durch 
technische Hilfe (siehe Zielvorgabe 2 Ziffer ii zu erneuerbaren Energien) zu verstärken, und 
er steht im Einklang mit dem Änderungsantrag, mit dem auch Energiegemeinschaften in die 
neuen Ziele in Bezug auf bezahlbaren Wohnraum und netzbezogene Tätigkeiten in den 
Anhängen aufgenommen werden.

Änderungsantrag 101
Daniel Buda, Dan-Ştefan Motreanu, Gheorghe Falcă

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

10a. Die Kohäsionspolitik sollte 
ausgewogene Lösungen in Bezug auf die 
in ländlichen Regionen und Randgebieten 
bestehenden Herausforderungen 
umfassen wie auch in Bezug auf die 
zunehmenden Belastungen in dicht 
besiedelten städtischen Gebieten, in denen 
der rasante Anstieg der Wohnungspreise 
und Mieten zu sozialer Ausgrenzung 
führt. Kohäsionspolitische Mittel müssen 
zur Unterstützung integrierter 
Maßnahmen zum Bau, zur Renovierung 
und zur Umgestaltung städtischer Räume, 
unter anderem durch die Umwandlung 
ungenutzter Gebäude in Wohnungen, 
eingesetzt werden. Die Maßnahmen 
müssen flexibel und auf den lokalen 
Kontext zugeschnitten sein und für eine 
höhere europäische Kofinanzierung in 
Betracht kommen, um die Haushalte der 
lokalen Gebietskörperschaften zu 
entlasten.

Or. ro
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Änderungsantrag 102
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 10 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10b) Projekte für erschwinglichen, 
nachhaltigen und angemessenen 
Wohnraum sollten an den Grundsätzen 
der Kreislaufwirtschaft ausgerichtet sein 
und einen nachhaltigen und 
kosteneffizienten Bausektor fördern, in 
dem biobasierte Baumaterialien zum 
Einsatz kommen und die Projektkosten 
die tatsächlichen Kosten einschließlich 
der Wartungs- und Lebenszykluskosten 
sowie der Umweltschäden wie 
Treibhausgasemissionen umfassen.

Or. en

Änderungsantrag 103
Marcos Ros Sempere, Dragoş Benea, Nora Mebarek, Sérgio Gonçalves, Andi Cristea, 
Rosa Serrano Sierra, Hannes Heide, Klára Dobrev, Sakis Arnaoutoglou, Raffaele Topo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 



PE773.414v01-00 104/157 AM\1321556DE.docx

DE

Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, wobei 
der Schwerpunkt auf Investitionen in die 
Infrastruktur liegen muss, um eine 
nachhaltige Bewässerung der Flächen 
durch fortschrittliche Lösungen wie 
Entsalzung, Wasserwiederverwendung, 
blaue Biotechnologie und andere zu 
gewährleisten, die Wasserknappheit 
bekämpft und Fortschritte auf dem Weg zu 
einem Europa mit resilienter 
Wasserversorgung erzielt werden müssen. 
Dies erfordert umfangreiche Investitionen. 
Daher sollte in das neue spezifische Ziel im 
Rahmen des politischen Ziels 2 ein 
Verweis auf den sicheren Zugang zu 
Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen. Die bestehenden thematischen 
grundlegenden Voraussetzungen für 
dieses spezifische Ziel werden weiter 
angewendet.

Or. en

Änderungsantrag 104
Rody Tolassy, André Rougé, Julien Leonardelli, Marie-Luce Brasier-Clain, Denis Nesci

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Wasser spielt eine entscheidende (11) Wasser spielt eine entscheidende 



AM\1321556DE.docx 105/157 PE773.414v01-00

DE

Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Dies 
ist besonders in den französischen 
Regionen in äußerster Randlage der Fall, 
die unter strukturellen Defiziten 
hinsichtlich der Infrastruktur für die 
Speicherung und Verteilung der 
Ressource leiden. Es ist dringend 
erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

Or. fr

Änderungsantrag 105
Rody Tolassy, André Rougé, Julien Leonardelli, Marie-Luce Brasier-Clain, Denis Nesci
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen, beispielsweise in den Bau 
von Entsalzungsanlagen oder 
Rückhaltebecken in den Regionen in 
äußerster Randlage sowie in Verfahren 
wie Pflanzenkläranlagen und das 
wallonische Programm zur Verringerung 
von Abfällen (PWRD). Daher sollte in das 
neue spezifische Ziel im Rahmen des 
politischen Ziels 2 ein Verweis auf den 
sicheren Zugang zu Wasser, eine 
nachhaltige Wasserbewirtschaftung und 
eine resiliente Wasserversorgung 
aufgenommen werden, um ein proaktives, 
risikobasiertes Management und eine 
bessere Vorsorge zu ermöglichen. Für die 
für dieses spezifische Ziel festgelegten 
speziellen Prioritäten sollte ebenfalls eine 
zusätzliche einmalige Vorfinanzierung in 
Höhe von 30 % und für Regionen in 
äußerster Randlage in Höhe von 50 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
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Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

Or. fr

Änderungsantrag 106
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
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werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen. Anträge von Mitgliedstaaten mit 
einer unterdurchschnittlichen 
Restfehlerquote im Rahmen des EFRE 
und des Kohäsionsfonds werden 
automatisch bewilligt.

Or. en

Änderungsantrag 107
Daniel Buda, Dan-Ştefan Motreanu, Gheorghe Falcă

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, die Entwicklung und 
Modernisierung von 
Bewässerungssystemen, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
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sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

ermöglichen. (Betrifft nicht die deutsche 
Fassung.)

Or. ro

Änderungsantrag 108
Denis Nesci, Antonella Sberna, Francesco Ventola, Giuseppe Milazzo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung, die 
Wasserspeicherung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
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Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

Or. it

Änderungsantrag 109
Marta Wcisło

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
um ein proaktives, risikobasiertes 
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Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 35 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

Or. en

Änderungsantrag 110
Denis Nesci, Antonella Sberna, Francesco Ventola, Giuseppe Milazzo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das neue 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 

(11) Wasser spielt eine entscheidende 
Rolle als Ressource für die Sicherheit der 
Ernährungs-, Energie- und 
Wirtschaftssysteme. Dies ist auch ein 
zentraler Aspekt für die Gewährleistung 
der Klimaresilienz. Angesichts der 
Herausforderungen, die sich aus den 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Wasserressourcen ergeben, sollten weitere 
Investitionen in die Resilienz der 
Wasserversorgung gefördert werden. Es ist 
dringend erforderlich, die Umsetzung der 
Rechtsvorschriften zum Schutz der 
Wasser- und Meeresressourcen zu fördern, 
die Wassereffizienz zu verbessern, die 
Wasserknappheit zu bekämpfen und 
Fortschritte auf dem Weg zu einem Europa 
mit resilienter Wasserversorgung zu 
erzielen. Dies erfordert umfangreiche 
Investitionen. Daher sollte in das 
spezifische Ziel im Rahmen des politischen 
Ziels 2 ein Verweis auf den sicheren 
Zugang zu Wasser, eine nachhaltige 
Wasserbewirtschaftung und eine resiliente 
Wasserversorgung aufgenommen werden, 
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um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten speziellen Prioritäten 
sollte ebenfalls eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung in Höhe von 30 % der 
eingeplanten Beträge gewährt und die 
Möglichkeit, einen Kofinanzierungssatz 
von bis zu 100 % zu beantragen, gewährt 
werden, um Anreize für wichtige 
Investitionen in diesem Bereich zu 
schaffen.

um ein proaktives, risikobasiertes 
Management und eine bessere Vorsorge zu 
ermöglichen. Für die für dieses spezifische 
Ziel festgelegten neuen speziellen 
Prioritäten sollte ebenfalls eine zusätzliche 
einmalige Vorfinanzierung in Höhe von 
30 % der eingeplanten Beträge gewährt 
und die Möglichkeit, einen 
Kofinanzierungssatz von bis zu 100 % zu 
beantragen, gewährt werden, um Anreize 
für wichtige Investitionen in diesem 
Bereich zu schaffen.

Or. en

Änderungsantrag 111
Raúl de la Hoz Quintano, Elena Nevado del Campo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 11 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Angesichts der zunehmenden 
demografischen Herausforderungen, 
denen die Regionen in der gesamten 
Europäischen Union gegenüberstehen, 
insbesondere diejenigen mit 
Bevölkerungsrückgang, ist es 
unerlässlich, ein wirksames Bleiberecht 
für alle Bürgerinnen und Bürger 
sicherzustellen und eine ausgewogene 
und harmonische territoriale Entwicklung 
zu gewährleisten. Der 
Bevölkerungsrückgang beeinträchtigt die 
lokale Wirtschaft und verschärft die 
Ungleichheiten beim Zugang zu 
hochwertigen Dienstleistungen, 
Infrastruktur und Chancen. Es sollten 
gezielte Maßnahmen einführt werden, um 
die betroffenen Gebiete wirtschaftlich 
wiederzubeleben, indem Anreize 
geschaffen werden, die Bürgerinnen und 
Bürger und Unternehmen dazu 
ermutigen, in diesen Regionen zu bleiben 
oder dorthin zurückzukehren. Hierzu 
können die Förderung der Schaffung von 
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Arbeitsplätzen, die digitale und physische 
Konnektivität, der Zugang zu 
hochwertigen öffentlichen 
Dienstleistungen sowie maßgeschneiderte 
fiskalische oder finanzielle Instrumente 
zur Stimulierung lokaler Investitionen 
gehören. Im Rahmen der einschlägigen 
politischen Ziele sollten spezifische 
Prioritäten zur Bewältigung des 
Bevölkerungsrückgangs festgelegt 
werden, die durch die Möglichkeit eines 
Kofinanzierungssatzes der Union von bis 
zu 100 % und einer zusätzlichen 
einmaligen Vorfinanzierung von 30 % 
unterstützt werden, um eine rasche 
Bereitstellung der Unterstützung zu 
gewährleisten und die Mitgliedstaaten 
und Regionen zu entschlossenem 
Handeln zur Umkehrung des 
Bevölkerungsrückgangs anzuregen.

Or. en

Änderungsantrag 112
Sabrina Repp, Hannes Heide, Matthias Ecke, Klára Dobrev, Sofie Eriksson

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um die Wirksamkeit der 
Investitionen zu erhöhen, ist es wichtig, 
die Übernahme von Kosten im 
Zusammenhang mit der Durchführung 
von Reformen zu ermöglichen, auch 
dann, wenn diese Kosten nicht direkt mit 
der Durchführung von Investitionen 
zusammenhängen.

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 113
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci
im Namen der Fraktion The Left
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um die Wirksamkeit der 
Investitionen zu erhöhen, ist es wichtig, die 
Übernahme von Kosten im 
Zusammenhang mit der Durchführung 
von Reformen zu ermöglichen, auch 
dann, wenn diese Kosten nicht direkt mit 
der Durchführung von Investitionen 
zusammenhängen.

(12) Um die Wirksamkeit der 
Investitionen zu erhöhen, ist es wichtig, die 
Zahlung der mit ihrer Durchführung 
verbundenen Kosten zu gestatten, sofern 
diese Kosten klar definiert sind und eng 
mit den Investitionen selbst 
zusammenhängen , das angewandte 
Finanzierungsmodell transparent ist und 
eine einfache Rückverfolgbarkeit und 
Rechtfertigung der Ausgaben ermöglicht 
wird, entsprechend den Bedenken des 
Rechnungshofs (Stellungnahme 02/2025) 
hinsichtlich der Quantifizierung der 
Kosten der Reformen und der Gefahr 
einer Doppelfinanzierung.

Or. en

Änderungsantrag 114
Dan Barna, Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um die Wirksamkeit der 
Investitionen zu erhöhen, ist es wichtig, die 
Übernahme von Kosten im Zusammenhang 
mit der Durchführung von Reformen zu 
ermöglichen, auch dann, wenn diese 
Kosten nicht direkt mit der Durchführung 
von Investitionen zusammenhängen.

(12) Um die Wirksamkeit der 
Investitionen zu erhöhen, ist es wichtig, die 
Übernahme von Kosten im Zusammenhang 
mit der Durchführung von Reformen zu 
ermöglichen, auch dann, wenn diese 
Kosten nicht direkt mit der Durchführung 
von Investitionen zusammenhängen und 
nicht doppelt aus europäischen oder 
nationalen Mitteln finanziert werden.

Or. en

Änderungsantrag 115
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Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Um die Wirksamkeit der 
Investitionen zu erhöhen, ist es wichtig, die 
Übernahme von Kosten im Zusammenhang 
mit der Durchführung von Reformen zu 
ermöglichen, auch dann, wenn diese 
Kosten nicht direkt mit der Durchführung 
von Investitionen zusammenhängen.

(12) Um die Wirksamkeit der 
Investitionen zu erhöhen, ist es wichtig, die 
Übernahme von Kosten im Zusammenhang 
mit der Durchführung von Reformen zu 
ermöglichen.

Or. en

Begründung

Reformen sollten stets mit Investitionen verbunden sein, um Unklarheiten und mangelnde 
Transparenz hinsichtlich förderfähiger Maßnahmen zu vermeiden.

Änderungsantrag 116
Sabrina Repp

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung 
vornehmen und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, 
einschließlich derjenigen, die zu den 
STEP-Zielen beitragen, eingeplanten 
Beträge auf die Beträge anzurechnen, die 
erforderlich sind, um die Einhaltung der 
Anforderungen an die thematische 

(13) Um eine mögliche Neuausrichtung 
auf die neuen strategischen Prioritäten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung zu 
ermöglichen, sollte den Mitgliedstaaten 
mehr Zeit zugestanden werden, um die 
Bewertung der Ergebnisse der 
Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.
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Konzentration zu gewährleisten. Dies 
sollte mit einer gewissen Flexibilität bei 
der Berechnung des jeweiligen 
Klimabeitrags für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 der 
Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die 
Dekarbonisierung der Industrie zu 
beschleunigen, die für die Verwirklichung 
der Klimaziele der Union erforderlich ist, 
muss außerdem die Möglichkeit 
geschaffen werden, über den EFRE 
Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im 
Rahmen der in Anhang I der 
Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates6 aufgeführten 
Tätigkeiten zu finanzieren, sofern ihnen 
ein Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. 
Auch in Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung 
solcher Investitionen vereinfacht werden. 
Um die Kohärenz der Unterstützung 
zwischen Finanzierungen im Rahmen der 
direkten und der geteilten 
Mittelverwaltung zu gewährleisten, sollten 
Vorhaben, die bereits im Zusammenhang 
mit Programmen mit direkter 
Mittelverwaltung bewertet wurden und 
denen die Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt 
hat, nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt 
werden können. Um schließlich eine 
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umfassende Neuausrichtung auf die neuen 
strategischen Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

_________________
6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 2003 über ein System für den 
Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).
7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur 
Änderung der Verordnung (EU) 
2015/1017 (ABl. L 107 vom 26.3.2021, 
S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj)
.

Or. en

Änderungsantrag 117
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
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und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich 
sind, um die Einhaltung der 
Anforderungen an die thematische 
Konzentration zu gewährleisten. Dies 
sollte mit einer gewissen Flexibilität bei 
der Berechnung des jeweiligen 
Klimabeitrags für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 der 
Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die 
Dekarbonisierung der Industrie zu 
beschleunigen, die für die Verwirklichung 
der Klimaziele der Union erforderlich ist, 
muss außerdem die Möglichkeit geschaffen 
werden, über den EFRE Investitionen zur 
Verringerung der Treibhausgasemissionen 
auch im Rahmen der in Anhang I der 
Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates6 aufgeführten 
Tätigkeiten zu finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung 
solcher Investitionen vereinfacht werden. 
Um die Kohärenz der Unterstützung 
zwischen Finanzierungen im Rahmen der 
direkten und der geteilten 
Mittelverwaltung zu gewährleisten, sollten 
Vorhaben, die bereits im Zusammenhang 
mit Programmen mit direkter 
Mittelverwaltung bewertet wurden und 
denen die Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 

und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge 
anzurechnen, mit Ausnahme derjenigen 
für Verteidigungskapazitäten und -güter 
mit doppeltem Verwendungszweck sowie 
für Verteidigungsinfrastruktur oder 
Infrastruktur mit doppeltem 
Verwendungszweck für die militärische 
Mobilität. Um die Dekarbonisierung der 
Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Souveränitätssiegel zuerkannt wurde. Die 
Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, Mittel aus dem 
EFRE und dem Kohäsionsfonds auf die 
Mitgliedstaaten-Komponente des Fonds 
„InvestEU“7 zu übertragen, damit sie über 
das in [Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
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Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt 
hat, nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

Programms eingesetzt werden.

_________________ _________________
6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 2003 über ein System für den 
Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).
7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

Or. en

Änderungsantrag 118
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Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Solche 
Projekte unterliegen jedoch einer 
zusätzlichen Bewertung im Rahmen des 
einschlägigen nationalen und regionalen 
kohäsionspolitischen Programms, um 
sicherzustellen, dass sie mit den Zielen 
der Kohäsionspolitik im Einklang stehen 
und keine Lock-in-Effekte in Bezug auf 
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bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

fossile Technologien oder negative 
ökologische oder soziale Auswirkungen 
haben. Auch in Bezug auf den JTF sollten 
die Bedingungen für die Finanzierung 
solcher Investitionen vereinfacht werden. 
Um die Kohärenz der Unterstützung 
zwischen Finanzierungen im Rahmen der 
direkten und der geteilten Mittelverwaltung 
zu gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden. Die 
Mitgliedstaaten stellen jedoch sicher, dass 
bei Änderungen der Programme der 
Schwerpunkt weiterhin auf der 
Beseitigung regionaler 
Entwicklungsunterschiede liegt und dass 
der Grundsatz der Partnerschaft und 
Konsultation mit den regionalen und 
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lokalen Behörden bei allen Verfahren zur 
Neuprogrammierung uneingeschränkt 
beachtet wird.

_________________ _________________
6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

Or. en

Änderungsantrag 119
Denis Nesci, Antonella Sberna, Francesco Ventola, Giuseppe Milazzo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
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gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 

gewährleisten, unabhängig davon, ob die 
Mitgliedstaaten die thematische 
Konzentration auf nationaler Ebene oder 
auf der Ebene der Kategorien von 
Regionen einhalten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“ zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
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Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE, des Kohäsionsfonds 
oder des ESF+ im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden. Für 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) sollte die 
Neuprogrammierung gemäß Artikel 19 
der Verordnung (EU) 2021/1059 erfolgen.

_________________
6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
13. Oktober 2003 über ein System für den 
Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).
7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur 
Änderung der Verordnung (EU) 
2015/1017 (ABl. L 107 vom 26.3.2021, 
S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj)
.

Or. en

Änderungsantrag 120
Marcos Ros Sempere, Dragoş Benea, Nora Mebarek, Sérgio Gonçalves, Andi Cristea, 
Rosa Serrano Sierra, Sofie Eriksson, Sakis Arnaoutoglou, Raffaele Topo
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
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bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE, des Kohäsionsfonds 
oder des ESF+ im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden. Für 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) sollte die 
Neuprogrammierung gemäß Artikel 19 
der Verordnung (EU) 2021/1059 erfolgen.

_________________ _________________
6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
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vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

Or. en

Änderungsantrag 121
Şerban Dimitrie Sturdza, Aurelijus Veryga

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
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des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE, des Kohäsionsfonds 
oder des ESF+ im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden. Für 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) sollte die 
Neuprogrammierung gemäß Artikel 19 
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der Verordnung (EU) 2021/1059 erfolgen.
_________________ _________________
6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

Or. en

Änderungsantrag 122
Dan-Ştefan Motreanu, Daniel Buda, Gheorghe Falcă

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
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des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 

des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
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werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE, des Kohäsionsfonds 
oder des ESF+ im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden. Für 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) sollte die 
Neuprogrammierung gemäß Artikel 19 
der Verordnung (EU) 2021/1059 erfolgen.

_________________ _________________
6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

Or. en

Änderungsantrag 123
Jacek Protas, Andrzej Buła

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
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Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates5 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 

Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten unabhängig davon, ob sie 
die Anforderungen im Hinblick auf die 
thematische Konzentration auf nationaler 
Ebene oder auf Ebene der 
Regionenkategorie erfüllen, gestattet 
werden, die für neue strategische 
Prioritäten, einschließlich derjenigen, die 
zu den STEP-Zielen beitragen, 
eingeplanten Beträge auf die Beträge 
anzurechnen, die erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Anforderungen an die 
thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates5 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
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Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“6 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“6 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

_________________ _________________
5 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der Richtlinie 
96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 
25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

5 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der Richtlinie 
96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 
25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

6 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

6 Verordnung (EU) 2021/523 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

Or. pl

Änderungsantrag 124
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Jan Farský

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten. Dies sollte mit einer 
gewissen Flexibilität bei der Berechnung 
des jeweiligen Klimabeitrags für den EFRE 
und den Kohäsionsfonds gemäß Artikel 6 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
einhergehen, wobei die allgemeinen 
Anforderungen des genannten Artikels 
einzuhalten sind. Um die Dekarbonisierung 
der Industrie zu beschleunigen, die für die 
Verwirklichung der Klimaziele der Union 
erforderlich ist, muss außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden, über den 
EFRE Investitionen zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen auch im Rahmen 
der in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates6 aufgeführten Tätigkeiten zu 
finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 

(13) Damit die Mitgliedstaaten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung eine 
sinnvolle Programmanpassung vornehmen 
und die Mittel auf diese neuen 
strategischen Prioritäten der Union 
konzentrieren können, sollten zusätzliche 
Beschränkungen aufgehoben werden. In 
Bezug auf die Anforderungen an die 
thematische Konzentration sollte es den 
Mitgliedstaaten gestattet werden, die für 
neue strategische Prioritäten, einschließlich 
derjenigen, die zu den STEP-Zielen 
beitragen, eingeplanten Beträge auf die 
Beträge anzurechnen, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Anforderungen an 
die thematische Konzentration zu 
gewährleisten, unabhängig davon, ob die 
Mitgliedstaaten beschließen, die 
thematische Konzentration auf nationaler 
Ebene oder auf der Ebene der Kategorie 
von Regionen einzuhalten. Dies sollte mit 
einer gewissen Flexibilität bei der 
Berechnung des jeweiligen Klimabeitrags 
für den EFRE und den Kohäsionsfonds 
gemäß Artikel 6 der Verordnung (EU) 
2021/1060 einhergehen, wobei die 
allgemeinen Anforderungen des genannten 
Artikels einzuhalten sind. Um die 
Dekarbonisierung der Industrie zu 
beschleunigen, die für die Verwirklichung 
der Klimaziele der Union erforderlich ist, 
muss außerdem die Möglichkeit geschaffen 
werden, über den EFRE Investitionen zur 
Verringerung der Treibhausgasemissionen 
auch im Rahmen der in Anhang I der 
Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates6 aufgeführten 
Tätigkeiten zu finanzieren, sofern ihnen ein 
Exzellenzsiegel zuerkannt wurde. Auch in 
Bezug auf den JTF sollten die 
Bedingungen für die Finanzierung solcher 
Investitionen vereinfacht werden. Um die 
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bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

Kohärenz der Unterstützung zwischen 
Finanzierungen im Rahmen der direkten 
und der geteilten Mittelverwaltung zu 
gewährleisten, sollten Vorhaben, die 
bereits im Zusammenhang mit 
Programmen mit direkter Mittelverwaltung 
bewertet wurden und denen die 
Kommission im Rahmen einer 
Aufforderung zur Einreichung von 
Vorschlägen gemäß der Delegierten 
Verordnung (EU) 2019/856 der 
Kommission ein „Souveränitätssiegel“ im 
Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2024/795 zuerkannt hat, 
nicht unter den Ausschluss fossiler 
Brennstoffe fallen. Die Mitgliedstaaten 
sollten auch die Möglichkeit erhalten, 
Mittel aus dem EFRE und dem 
Kohäsionsfonds auf die Mitgliedstaaten-
Komponente des Fonds „InvestEU“7 zu 
übertragen, damit sie über das in 
[Artikel 10a der Verordnung (EU) 
2021/523] vorgesehene InvestEU-
Finanzierungsinstrument eingesetzt werden 
können. Um schließlich eine umfassende 
Neuausrichtung auf die neuen strategischen 
Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung zu ermöglichen, sollte 
den Mitgliedstaaten mehr Zeit zugestanden 
werden, um die Bewertung der Ergebnisse 
der Halbzeitüberprüfung zu ergänzen und 
entsprechende Programmänderungen 
einzureichen. Dies sollte auch für JTF-
Mittel gelten, wenn sie zusammen mit 
Mitteln des EFRE oder des 
Kohäsionsfonds im Rahmen eines 
Programms eingesetzt werden.

_________________ _________________
6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

6 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit 
Treibhausgasemissionszertifikaten in der 
Union und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 
vom 25.10.2003, S. 32, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/dir/2003/87/oj).

7 Verordnung (EU) 2021/523 des 7 Verordnung (EU) 2021/523 des 
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Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. März 2021 zur Einrichtung des 
Programms „InvestEU“ und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABl. 
L 107 vom 26.3.2021, S. 30, ELI: 
https://data.europa.eu/eli/reg/2021/523/oj).

Or. en

Begründung

In der derzeitigen Fassung werden die Mitgliedstaaten, die die Anforderungen der 
thematischen Konzentration auf der Ebene der Kategorien von Regionen erfüllen, nicht 
berücksichtigt. Für die mittelfristige Überprüfung ist es äußerst wichtig, dies zu 
berücksichtigen, damit diese Mitgliedstaaten einen Beitrag zu den neuen Prioritäten der 
Union leisten können.

Änderungsantrag 125
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Im Einklang mit dem 
Subsidiaritätsprinzip unterliegen alle aus 
dem EFRE, dem Kohäsionsfonds oder 
den gemeinsamen Strukturfonds 
finanzierten Projekte nationalen und 
regionalen Entscheidungsprozessen, ohne 
dass sie aufgrund von durch die EU 
verliehenen Gütesiegeln automatisch 
förderfähig sind, und müssen den 
Prioritäten und spezifischen 
Entwicklungsstrategien der 
Mitgliedstaaten in vollem Umfang 
entsprechen.

Or. en

Änderungsantrag 126
Dan Barna, Ľubica Karvašová

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte der 
Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
weiter erhöht werden. Um im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung Anreize für eine 
Programmanpassung und Neuausrichtung 
auf wichtige Prioritäten zu schaffen, sollte 
die zusätzliche Vorfinanzierung nur dann 
zur Verfügung stehen, wenn ein 
bestimmter Schwellenwert für die 
Umschichtung von Mitteln zugunsten 
spezieller entscheidender Prioritäten 
erreicht ist.

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte der 
Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
weiter erhöht werden. Unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen des 
Krieges in der Ukraine auf die Republik 
Moldau und der Angleichung des 
Bewerberlandes an die geopolitische Linie 
der EU sollte der Vorfinanzierungsanteil 
auch im Programm Interreg NEXT 
Rumänien–Republik Moldau erhöht 
werden. Um im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung Anreize für eine 
Programmanpassung und Neuausrichtung 
auf wichtige Prioritäten zu schaffen, sollte 
die zusätzliche Vorfinanzierung nur dann 
zur Verfügung stehen, wenn ein 
bestimmter Schwellenwert für die 
Umschichtung von Mitteln zugunsten 
spezieller entscheidender Prioritäten 
erreicht ist.

Or. en
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Änderungsantrag 127
Sabrina Repp, Klára Dobrev, Sofie Eriksson

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte der 
Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
weiter erhöht werden. Um im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung Anreize für eine 
Programmanpassung und 
Neuausrichtung auf wichtige Prioritäten 
zu schaffen, sollte die zusätzliche 
Vorfinanzierung nur dann zur Verfügung 
stehen, wenn ein bestimmter 
Schwellenwert für die Umschichtung von 
Mitteln zugunsten spezieller 
entscheidender Prioritäten erreicht ist.

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte der 
Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
weiter erhöht werden.

Or. en

Änderungsantrag 128
Nikolina Brnjac
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte der 
Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
weiter erhöht werden. Um im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung Anreize für eine 
Programmanpassung und Neuausrichtung 
auf wichtige Prioritäten zu schaffen, sollte 
die zusätzliche Vorfinanzierung nur dann 
zur Verfügung stehen, wenn ein 
bestimmter Schwellenwert für die 
Umschichtung von Mitteln zugunsten 
spezieller entscheidender Prioritäten 
erreicht ist.

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte der 
Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine oder 
Länder südöstlich der Europäischen 
Union angrenzende NUTS-2-Regionen 
betreffen, weiter erhöht werden. Um im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung Anreize 
für eine Programmanpassung und 
Neuausrichtung auf wichtige Prioritäten zu 
schaffen, sollte die zusätzliche 
Vorfinanzierung nur dann zur Verfügung 
stehen, wenn ein bestimmter 
Schwellenwert für die Umschichtung von 
Mitteln zugunsten spezieller 
entscheidender Prioritäten erreicht ist.

Or. en

Änderungsantrag 129
Fredis Beleris

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte 
der Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
weiter erhöht werden. Um im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung Anreize für eine 
Programmanpassung und Neuausrichtung 
auf wichtige Prioritäten zu schaffen, sollte 
die zusätzliche Vorfinanzierung nur dann 
zur Verfügung stehen, wenn ein 
bestimmter Schwellenwert für die 
Umschichtung von Mitteln zugunsten 
spezieller entscheidender Prioritäten 
erreicht ist.

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen aggressiver 
Maßnahmen von Nicht-EU-Ländern 
sollte der Vorfinanzierungssatz für 
bestimmte Programme im Rahmen des 
Ziels „Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere NUTS-
2-Regionen an den nordöstlichen und 
südöstlichen Grenzen zu Nicht-EU-
Ländern betreffen, weiter erhöht werden. 
Um im Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Anreize für eine Programmanpassung und 
Neuausrichtung auf wichtige Prioritäten zu 
schaffen, sollte die zusätzliche 
Vorfinanzierung nur dann zur Verfügung 
stehen, wenn ein bestimmter 
Schwellenwert für die Umschichtung von 
Mitteln zugunsten spezieller 
entscheidender Prioritäten erreicht ist.

Or. el

Änderungsantrag 130
Rody Tolassy, André Rougé, Julien Leonardelli, Marie-Luce Brasier-Clain, Denis Nesci

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte der 
Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
weiter erhöht werden. Um im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung Anreize für eine 
Programmanpassung und 
Neuausrichtung auf wichtige Prioritäten 
zu schaffen, sollte die zusätzliche 
Vorfinanzierung nur dann zur Verfügung 
stehen, wenn ein bestimmter 
Schwellenwert für die Umschichtung von 
Mitteln zugunsten spezieller 
entscheidender Prioritäten erreicht ist.

(14) Um die Durchführung der 
kohäsionspolitischen Programme generell 
zu beschleunigen und die für die 
Durchführung wichtiger Investitionen 
erforderliche Liquidität bereitzustellen, 
sollte eine zusätzliche einmalige 
Vorfinanzierung für den EFRE und den 
Kohäsionsfonds für Programme sowohl im 
Rahmen des Ziels „Investitionen in 
Beschäftigung und Wachstum“ als auch im 
Rahmen des Ziels „Europäische territoriale 
Zusammenarbeit“ (Interreg) gezahlt 
werden, wenn die Neuprogrammierung 
einen erheblichen Teil des 
Gesamtprogramms betrifft. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte der 
Vorfinanzierungssatz für bestimmte 
Programme im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
sowie für die Regionen in äußerster 
Randlage, die mit einer hohen 
strukturellen Arbeitslosigkeit konfrontiert 
sind, weiter erhöht werden. In diesen 
Regionen ist eine Aufstockung der 
Vorfinanzierung nicht nur sinnvoll, 
sondern auch notwendig, um die 
Umsetzung der neuen Rechtsvorschriften 
zu gewährleisten: Sie ist dringend 
erforderlich, um den sozialen 
Zusammenhalt zu wahren, die 
Wirtschaftstätigkeit anzukurbeln und die 
Resilienz zu stärken.

Or. fr

Änderungsantrag 131
André Rougé, Rody Tolassy, Marie-Luce Brasier-Clain, Irmhild Boßdorf

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text
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(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden.

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden. Die Gewährung dieses 
Kofinanzierungssatzes in Höhe von 100 % 
ist daran geknüpft, dass die begünstigten 
Unternehmen mehrheitlich in 
europäischem Eigentum stehen. 
Unternehmen, die der tatsächlichen 
Kontrolle eines Drittlandes unterliegen, 
können in diesem Rahmen nicht 
finanziert werden.

Or. fr

Änderungsantrag 132
Dan Barna, Ľubica Karvašová

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
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ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden.

ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % für 
öffentlich-rechtliche Körperschaften, 
kleine und mittlere Unternehmen, 
Familienunternehmen und 
Einzelunternehmer in weniger 
entwickelten Regionen und 
Übergangsregionen auf Prioritäten von 
Programmen im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen sowie die 
an die Republik Moldau angrenzenden 
Regionen und die spezifischen bilateralen 
Programme betreffen, anzuwenden.

Or. en

Änderungsantrag 133
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
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strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden.

strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden. Anträge von Mitgliedstaaten 
mit einer unterdurchschnittlichen 
Restfehlerquote im Rahmen des EFRE 
und des Kohäsionsfonds werden 
automatisch bewilligt.

Or. en

Änderungsantrag 134
Jacek Protas, Andrzej Buła

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Unter Beachtung der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
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und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden.

und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden , wobei der Notwendigkeit 
eines rechtzeitigen Abschlusses der 
Programme, der rechtzeitigen Einleitung 
neuer Programme und der vollständigen 
Ausschöpfung der Programmmittel 
gebührend Rechnung zu tragen ist.

Or. pl

Änderungsantrag 135
Nikolina Brnjac

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln 
zugunsten strategischer Prioritäten im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung erfolgt, 
angepasst werden. Angesichts der 
negativen Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden.

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für alle Programme des 
EFRE, des Kohäsionsfonds und der 
gemeinsamen Fazilitäten angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere an 
Russland, Belarus oder die Ukraine 
angrenzende NUTS-2-Regionen betreffen, 
anzuwenden.

Or. en
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Änderungsantrag 136
Fredis Beleris

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen des russischen 
Angriffskriegs gegen die Ukraine sollte es 
auch möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere 
NUTS-2-Regionen an den nordöstlichen 
und südöstlichen Grenzen zu Nicht-EU-
Ländern betreffen, anzuwenden.

(15) Um dem Zeitaufwand für die 
Neuausrichtung der Investitionen im 
Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
Rechnung zu tragen und eine optimale 
Nutzung der verfügbaren Mittel zu 
ermöglichen, sollten die Fristen für die 
Förderfähigkeit der Ausgaben und die 
Vorschriften für die Aufhebung der 
Mittelbindungen für Programme, bei denen 
eine Umschichtung von Mitteln zugunsten 
strategischer Prioritäten im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erfolgt, angepasst 
werden. Angesichts der negativen 
Auswirkungen aggressiver Maßnahmen 
von Nicht-EU-Ländern sollte es auch 
möglich sein, einen Höchstsatz für die 
Kofinanzierung von bis zu 100 % auf 
Prioritäten von Programmen im Rahmen 
des Ziels „Investitionen in Beschäftigung 
und Wachstum“, die eine oder mehrere 
NUTS-2-Regionen an den nordöstlichen 
und südöstlichen Grenzen zu Nicht-EU-
Ländern betreffen, anzuwenden.

Or. el

Änderungsantrag 137
André Rougé, Rody Tolassy, Marie-Luce Brasier-Clain, Irmhild Boßdorf

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 15 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15a) Da die Regionen in äußerster 
Randlage aufgrund ihrer Abgelegenheit, 
ihrer Insellage und ihrer dauerhaften 
strukturellen Nachteile besonderer 
Aufmerksamkeit und einer differenzierten 
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Behandlung bedürfen, sollte ihnen bei der 
Halbzeitüberprüfung ein vorrangiger 
Anteil der neu zugewiesenen Mittel 
gewährt werden.

Or. fr

Änderungsantrag 138
Sabrina Repp, Sofie Eriksson

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Die Halbzeitüberprüfung sollte 
auch dazu genutzt werden, die 
entscheidende Rolle der Städte bei der 
Verwirklichung vieler Ziele der Union zu 
stärken, indem den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit eingeräumt wird, Finanzmittel 
aus dem EFRE neu zuzuweisen, um die in 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 
vorgesehene Europäische Stadtinitiative zu 
stärken. Um die Umsetzung zentraler 
innovativer Maßnahmen, die im Rahmen 
der Europäischen Stadtinitiative ermittelt 
wurden, zu erleichtern, sollte für diese 
Maßnahmen ein vereinfachtes 
Auswahlverfahren für eine Unterstützung 
durch kohäsionspolitische Programme 
gelten. Die Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, EFRE-Mittel aus 
ihren Programmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ auf das 
in Artikel 13 der Verordnung (EU) 
2021/1058 vorgesehene Instrument für 
Interregionale Innovationsinvestitionen 
umzuschichten, wodurch sie mehr 
Flexibilität bei der Verwendung der Mittel 
hätten.

(16) Die Halbzeitüberprüfung sollte 
auch dazu genutzt werden, die 
entscheidende Rolle der Städte bei der 
Verwirklichung vieler Ziele der Union zu 
stärken, indem den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit eingeräumt wird, Finanzmittel 
aus dem EFRE neu zuzuweisen, um die in 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 
vorgesehene Europäische Stadtinitiative zu 
stärken. Da die Entwicklung ländlicher 
Gebiete eines der Hauptziele der 
Kohäsionspolitik ist, sollte diese 
Umschichtung nur zugunsten kleiner und 
mittelgroßer Städte in ländlichen 
Gebieten erfolgen, die als regionale 
Zentren und Entwicklungspole für den 
ländlichen Raum fungieren. Um die 
Umsetzung zentraler innovativer 
Maßnahmen, die im Rahmen der 
Europäischen Stadtinitiative ermittelt 
wurden, zu erleichtern, sollte für diese 
Maßnahmen ein vereinfachtes 
Auswahlverfahren für eine Unterstützung 
durch kohäsionspolitische Programme 
gelten. Die Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, EFRE-Mittel aus 
ihren Programmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ auf das 
in Artikel 13 der Verordnung (EU) 
2021/1058 vorgesehene Instrument für 
Interregionale Innovationsinvestitionen 
umzuschichten, wodurch sie mehr 
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Flexibilität bei der Verwendung der Mittel 
hätten.

Or. en

Änderungsantrag 139
Dan Barna, Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Die Halbzeitüberprüfung sollte 
auch dazu genutzt werden, die 
entscheidende Rolle der Städte bei der 
Verwirklichung vieler Ziele der Union zu 
stärken, indem den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit eingeräumt wird, Finanzmittel 
aus dem EFRE neu zuzuweisen, um die in 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 
vorgesehene Europäische Stadtinitiative zu 
stärken. Um die Umsetzung zentraler 
innovativer Maßnahmen, die im Rahmen 
der Europäischen Stadtinitiative ermittelt 
wurden, zu erleichtern, sollte für diese 
Maßnahmen ein vereinfachtes 
Auswahlverfahren für eine Unterstützung 
durch kohäsionspolitische Programme 
gelten. Die Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, EFRE-Mittel aus 
ihren Programmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ auf das 
in Artikel 13 der Verordnung (EU) 
2021/1058 vorgesehene Instrument für 
Interregionale Innovationsinvestitionen 
umzuschichten, wodurch sie mehr 
Flexibilität bei der Verwendung der Mittel 
hätten.

(16) Die Halbzeitüberprüfung sollte 
auch dazu genutzt werden, die 
entscheidende Rolle der Städte bei der 
Verwirklichung vieler Ziele der Union zu 
stärken, indem den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit eingeräumt wird, in enger 
Zusammenarbeit mit den regionalen und 
lokalen Behörden und unter 
Berücksichtigung der regionalen 
Besonderheiten und des 
Anwendungsbereichs der 
Kohäsionspolitik Finanzmittel aus dem 
EFRE neu zuzuweisen, um die in 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 
vorgesehene Europäische Stadtinitiative 
und die Metropolregionen zu stärken. Um 
die Umsetzung zentraler innovativer 
Maßnahmen, die im Rahmen der 
Europäischen Stadtinitiative ermittelt 
wurden, zu erleichtern, sollte für diese 
Maßnahmen ein vereinfachtes 
Auswahlverfahren für eine Unterstützung 
durch kohäsionspolitische Programme 
gelten. Die Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, EFRE-Mittel aus 
ihren Programmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ auf das 
in Artikel 13 der Verordnung (EU) 
2021/1058 vorgesehene Instrument für 
Interregionale Innovationsinvestitionen 
umzuschichten, wodurch sie mehr 
Flexibilität bei der Verwendung der Mittel 
hätten.
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Or. en

Änderungsantrag 140
Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle, Dan Barna, Ciaran 
Mullooly

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Die Halbzeitüberprüfung sollte 
auch dazu genutzt werden, die 
entscheidende Rolle der Städte bei der 
Verwirklichung vieler Ziele der Union zu 
stärken, indem den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit eingeräumt wird, Finanzmittel 
aus dem EFRE neu zuzuweisen, um die in 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 
vorgesehene Europäische Stadtinitiative zu 
stärken. Um die Umsetzung zentraler 
innovativer Maßnahmen, die im Rahmen 
der Europäischen Stadtinitiative ermittelt 
wurden, zu erleichtern, sollte für diese 
Maßnahmen ein vereinfachtes 
Auswahlverfahren für eine Unterstützung 
durch kohäsionspolitische Programme 
gelten. Die Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, EFRE-Mittel aus 
ihren Programmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ auf das 
in Artikel 13 der Verordnung (EU) 
2021/1058 vorgesehene Instrument für 
Interregionale Innovationsinvestitionen 
umzuschichten, wodurch sie mehr 
Flexibilität bei der Verwendung der Mittel 
hätten.

(16) Die Halbzeitüberprüfung sollte 
auch dazu genutzt werden, die 
entscheidende Rolle der Städte und 
Metropolregionen bei der Verwirklichung 
vieler Ziele der Union zu stärken, indem 
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
eingeräumt wird, Finanzmittel aus dem 
EFRE neu zuzuweisen, um die in 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 
vorgesehene Europäische Stadtinitiative zu 
stärken. Um die Umsetzung zentraler 
innovativer Maßnahmen, die im Rahmen 
der Europäischen Stadtinitiative ermittelt 
wurden, zu erleichtern, sollte für diese 
Maßnahmen ein vereinfachtes 
Auswahlverfahren für eine Unterstützung 
durch kohäsionspolitische Programme 
gelten. Die Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, EFRE-Mittel aus 
ihren Programmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ auf das 
in Artikel 13 der Verordnung (EU) 
2021/1058 vorgesehene Instrument für 
Interregionale Innovationsinvestitionen 
umzuschichten, wodurch sie mehr 
Flexibilität bei der Verwendung der Mittel 
hätten.

Or. en

Änderungsantrag 141
Jessika Van Leeuwen

Vorschlag für eine Verordnung
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Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Die Halbzeitüberprüfung sollte 
auch dazu genutzt werden, die 
entscheidende Rolle der Städte bei der 
Verwirklichung vieler Ziele der Union zu 
stärken, indem den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit eingeräumt wird, Finanzmittel 
aus dem EFRE neu zuzuweisen, um die in 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 
vorgesehene Europäische Stadtinitiative zu 
stärken. Um die Umsetzung zentraler 
innovativer Maßnahmen, die im Rahmen 
der Europäischen Stadtinitiative ermittelt 
wurden, zu erleichtern, sollte für diese 
Maßnahmen ein vereinfachtes 
Auswahlverfahren für eine Unterstützung 
durch kohäsionspolitische Programme 
gelten. Die Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, EFRE-Mittel aus 
ihren Programmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ auf das 
in Artikel 13 der Verordnung (EU) 
2021/1058 vorgesehene Instrument für 
Interregionale Innovationsinvestitionen 
umzuschichten, wodurch sie mehr 
Flexibilität bei der Verwendung der Mittel 
hätten.

(16) Die Halbzeitüberprüfung sollte 
auch dazu genutzt werden, die 
entscheidende Rolle der Städte und 
Regionen bei der Verwirklichung vieler 
Ziele der Union zu stärken, indem den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
eingeräumt wird, Finanzmittel aus dem 
EFRE neu zuzuweisen, um die in 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2021/1058 
vorgesehene Europäische Stadtinitiative zu 
stärken. Um die Umsetzung zentraler 
innovativer Maßnahmen, die im Rahmen 
der Europäischen Stadtinitiative ermittelt 
wurden, zu erleichtern, sollte für diese 
Maßnahmen ein vereinfachtes 
Auswahlverfahren für eine Unterstützung 
durch kohäsionspolitische Programme 
gelten. Die Mitgliedstaaten sollten auch die 
Möglichkeit erhalten, EFRE-Mittel aus 
ihren Programmen des Ziels „Investitionen 
in Beschäftigung und Wachstum“ auf das 
in Artikel 13 der Verordnung (EU) 
2021/1058 vorgesehene Instrument für 
Interregionale Innovationsinvestitionen 
umzuschichten, wodurch sie mehr 
Flexibilität bei der Verwendung der Mittel 
hätten.

Or. en

Änderungsantrag 142
Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16a) Im Einklang mit den in Artikel 8 
der Verordnung (EU) 2021/1060 
verankerten Grundsätzen der 
Partnerschaft und der Steuerung auf 
mehreren Ebenen und zur 
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Gewährleistung der territorialen 
Ausrichtung und Integrität der 
integrierten territorialen Investitionen 
sollte eine Neuprogrammierung von 
bereits für integrierte territoriale 
Investitionen oder andere territorial 
ausgerichtete Instrumente zugewiesenen 
Mitteln nur mit Zustimmung der lokalen 
und regionalen Behörden erfolgen.

Or. en

Begründung

Diese Einschränkung ist erforderlich, um die Verpflichtungen aus den territorialen 
Strategien, die in Partnerschaft mit lokalen und regionalen Behörden und Interessenträgern 
entwickelt wurden, einzuhalten und die Kohärenz mit den Grundsätzen des territorialen 
Zusammenhalts und der Steuerung auf mehreren Ebenen sicherzustellen.

Änderungsantrag 143
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Um die Durchführung zu 
vereinfachen und die Investitionen zu 
beschleunigen, sollten weitere gezielte 
Änderungen am Rechtsrahmen für die 
Nutzung des JTF vorgenommen werden. 
Insbesondere sollte die Möglichkeit eines 
vereinfachten Auswahlverfahrens für 
Vorhaben, denen ein Exzellenzsiegel 
zuerkannt wurde, auf den JTF 
ausgeweitet werden. Darüber hinaus 
sollten die Beschränkungen für die 
Überarbeitung der Zielvorgaben 
aufgehoben werden, um die notwendige 
Flexibilität vor dem Hintergrund sich 
ändernder Umsetzungsbedingungen zu 
gewährleisten.

(17) Um die Durchführung zu 
vereinfachen und die Investitionen zu 
beschleunigen, sollten weitere gezielte 
Änderungen am Rechtsrahmen für die 
Nutzung des JTF vorgenommen werden.

Or. en
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Änderungsantrag 144
Marta Wcisło

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18a) Alle Änderungen der 
Kohäsionspolitik haben zum Ziel, die 
Absorptionsraten zu erhöhen und die 
Kohäsionspolitik an die sich wandelnden 
Gegebenheiten anzupassen, während 
gleichzeitig ein Beitrag zu den Kernzielen 
der regionalen Entwicklung geleistet wird, 
nämlich der Verringerung der 
wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Ungleichheiten in Europa, 
die durch Evaluierungen und 
Bewertungen durch die Europäische 
Kommission sichergestellt werden sollen.

Or. en

Änderungsantrag 145
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18a) Die Inanspruchnahme von Mitteln 
aus dem Kohäsionsfonds darf nicht an 
politische Auflagen im Zusammenhang 
mit dem in der Verordnung (EU) 
2020/2092 festgelegten 
Rechtsstaatlichkeitsmechanismus 
geknüpft werden, wodurch die Zuweisung 
und Programmplanung der Mittel für die 
Kohäsionspolitik nicht beeinträchtigt 
werden dürfen.

Or. en
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Änderungsantrag 146
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci
im Namen der Fraktion The Left

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Die Verordnungen (EU) 2021/1058 
und (EU) 2021/1056 sollten daher 
entsprechend geändert werden.

(19) Die Verordnungen (EU) 2021/1058 
und (EU) 2021/1056 sollten daher 
entsprechend geändert werden. Es ist nach 
wie vor erforderlich, eine Ex-post-
Bewertung der Auswirkungen der neuen 
Maßnahmen auf die Kohäsionspolitik 
vorzunehmen, wie dies in den Leitlinien 
der Kommission für bessere Rechtsetzung 
(SWD(2021)0305 final) gefordert wird.

Or. en

Änderungsantrag 147
Cristina Guarda, Rasmus Nordqvist, Tineke Strik, Daniel Freund, Vladimir Prebilič, 
Krzysztof Śmiszek, Chloé Ridel, Jean-Marc Germain, Moritz Körner, Fabienne Keller, 
Lucia Yar

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19a) Bei Programmänderungen oder 
Mittelübertragungen sollten die 
Anwendung der Maßnahmen gemäß der 
Verordnung (EU) 2020/2092 und die 
Einhaltung der grundlegenden 
Voraussetzungen gemäß Artikel 15 der 
Verordnung (EU) 2021/1060 durch die 
betreffenden Programme nicht 
beeinträchtigt werden. Beträge, die gemäß 
der Verordnung (EU) 2020/2092 
ausgesetzt oder aufgrund grundlegender 
Voraussetzungen gemäß Artikel 15 der 
Verordnung (EU) 2021/1060 einbehalten 
werden, sollten nicht von geänderten 
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Programmen oder Übertragungen 
betroffen sein. Die Verordnung (EU) 
2021/1060 sollte daher entsprechend 
geändert werden.

Or. en

Änderungsantrag 148
Ľubica Karvašová, Raquel García Hermida-Van Der Walle, Elsi Katainen, Sandro 
Gozi, Dan Barna, Ciaran Mullooly, Valérie Hayer, Veronika Cifrová Ostrihoňová, 
Lucia Yar, Michal Wiezik, Martin Hojsík, Stine Bosse, Vlad Vasile-Voiculescu, Olivier 
Chastel, Sophie Wilmès, Gilles Boyer

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19a) Bei Programmänderungen oder 
Mittelübertragungen, die aufgrund dieser 
Verordnung durchgeführt werden, sollten 
die Anwendung der Maßnahmen gemäß 
der Verordnung (EU) 2020/2092 und die 
Einhaltung der zielübergreifenden 
grundlegenden Voraussetzungen gemäß 
Artikel 15 der Verordnung (EU) 
2021/1060 durch die betreffenden 
Programme nicht beeinträchtigt werden. 
Beträge, die gemäß der Verordnung (EU) 
2020/2092 ausgesetzt oder aufgrund 
zielübergreifender grundlegender 
Voraussetzungen gemäß Artikel 15 der 
Verordnung (EU) 2021/1060 einbehalten 
werden, sollten nicht Gegenstand 
geänderter Programme oder 
Übertragungen sein.

Or. en

Änderungsantrag 149
Christian Doleschal, Niclas Herbst, Monika Hohlmeier

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19a) Jegliche Änderung eines 
Programms oder Mittelübertragung sollte 
unbeschadet der Anwendung von 
Maßnahmen gemäß der Verordnung (EU) 
2020/2092 und der Verpflichtung der 
betreffenden Programme zur Einhaltung 
der in Artikel 15 der Verordnung (EU) 
2021/1060 festgelegten Voraussetzungen 
erfolgen. Mittelbeträge, die gemäß der 
Verordnung (EU) 2020/2092 ausgesetzt 
oder aufgrund eines Verstoßes gegen die 
Voraussetzungen gemäß Artikel 15 der 
Verordnung (EU) 2021/1060 einbehalten 
wurden, sollten von solchen 
Programmänderungen oder 
Mittelübertragungen unberührt bleiben.

Or. en

Änderungsantrag 150
Valentina Palmisano, Giuseppe Antoci
im Namen der Fraktion The Left
Mimmo Lucano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Angesichts der dringenden 
Notwendigkeit, vor dem Hintergrund der 
drängenden geopolitischen 
Herausforderungen entscheidende 
Investitionen insbesondere in die 
Verteidigungsfähigkeit zu ermöglichen, 
sollte diese Verordnung am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten —

(20) Angesichts der dringenden 
Notwendigkeit, entscheidende 
Investitionen zu ermöglichen, sollte diese 
Verordnung am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten —

Or. en

Änderungsantrag 151
Marcos Ros Sempere, Nora Mebarek, Sérgio Gonçalves, Rosa Serrano Sierra, Sofie 
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Eriksson, Matthias Ecke, Sven Mikser, Raphaël Glucksmann, Klára Dobrev, Sakis 
Arnaoutoglou, Raffaele Topo

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Angesichts der dringenden 
Notwendigkeit, vor dem Hintergrund der 
drängenden geopolitischen 
Herausforderungen entscheidende 
Investitionen insbesondere in die 
Verteidigungsfähigkeit zu ermöglichen, 
sollte diese Verordnung am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten —

(20) Angesichts der dringenden 
Notwendigkeit, vor dem Hintergrund der 
drängenden geopolitischen 
Herausforderungen entscheidende 
Investitionen insbesondere im Bereich der 
Verteidigung und der zivilen Bereitschaft 
sowie der Resilienzinfrastruktur zu 
ermöglichen, sollte diese Verordnung am 
Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft 
treten —

Or. en

Änderungsantrag 152
Klara Dostalova

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Angesichts der dringenden 
Notwendigkeit, vor dem Hintergrund der 
drängenden geopolitischen 
Herausforderungen entscheidende 
Investitionen insbesondere in die 
Verteidigungsfähigkeit zu ermöglichen, 
sollte diese Verordnung am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten —

(20) Angesichts der dringenden 
Notwendigkeit, die Union zu stärken und 
die durch geopolitische 
Herausforderungen verschärften 
sozioökonomischen Ungleichheiten zu 
beseitigen, sollte diese Verordnung am Tag 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union in Kraft treten —

Or. en

Änderungsantrag 153
Cristina Guarda
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20) Angesichts der dringenden 
Notwendigkeit, vor dem Hintergrund der 
drängenden geopolitischen 
Herausforderungen entscheidende 
Investitionen insbesondere in die 
Verteidigungsfähigkeit zu ermöglichen, 
sollte diese Verordnung am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten —

(20) Angesichts der dringenden 
Notwendigkeit, vor dem Hintergrund der 
drängenden geopolitischen, 
gesellschaftlichen und ökologischen 
Herausforderungen entscheidende 
Investitionen zu ermöglichen, sollte diese 
Verordnung am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten —

Or. en


